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1. Einleitung 

Gemäß EU-Verordnung 1466/97 i.d.F.v. Verordnung 1 1 75/201 1  haben die Teilnehmer der 

Eurozone jährlich ein Stabilitätsprogramm und die übrigen EU-Mitgliedsstaaten ein Konver­

genzprogramm vorzulegen. 

Die Fort chreibung de ÖSterreichischen Stabilitätsprogramms für die Jahre 201 4  bis 2019 

folgt in Inhalt und Form den Vorgaben des Code of Conduct gemäß Beschluss des ECOFI 

Rates vom 3. September 2012. 

Gleichzeitig kann es als nationaler, mittelfri tiger Haushaltsplan angesehen werden, der laut 

Artikel 4 der "Twopack"-Verordnung 473/2013 zu übermitteln ist. 

Die österreich ische Bundesregierung verfolgt eine langfristige und stabilitätsorientierte 

Budget- und Wirtschaftspolitik für nachhaltiges Wirt chaftswach tum und hohe Be chäfti­

gung. Ihre Strategie ist auf vier Ziele au gerichtet: 
• eine umfassende Steuerreform 
• eine konsequente Fortsetzung der strukturellen Konsolidierung der öffentlichen 

Hau halte 
• eine Fortführung der Strukturreformen in den Bereichen öffentliche Verwaltung. 

Förderungen, Pensionen und Arbeitsmarkt 
• die Forcierung von Zukunftsinvestitionen in den Bereichen Bildung. Universitäten, 

For chung und Entwicklung und Infra truktur für mehr Wachstum und Beschäfti­

gung 

Die vorliegende Fortschreibung basiert auf dem Bundesfinanzrahmengesetz 2016-2019 

(BFRG) und den Eckwerten des österreichischen Stabilität pakts (ÖStP), den Daten der 

Volkswirt chaftlichen Gesamtrechnung (VGR) der Statistik Austria (STA T) bis 2014, der mit­

telfristigen Konjunkturprognose des ÖSterreichischen lnstituts für Wirtschaftsforschung 

(WIFO) vom März 201 5  sowie Berechnungen und Einschätzungen des BMF. 
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2. Entwicklung der österreichischen Wirtschaft 

2.1. Wirtschaftliche Entwicklung im Jahr 2014 

Im Gesamljahr 201 4  blieb die österreichi che Wirt chaft mit einem realen Wachstum von 

+ü,3% weit hinter den Prognosen. Im Quartal verlauf stagnierte die Wirtschaft über das gan­

ze jahr 201 4, sodass die gesamte Dynamik vom Wach tumsüberhang aus 2013 stammte. 

Gering waren die Impulse sowohl von der Inlands- als auch von der Auslandsnachfrage. 

Stagnation bei den Exporten bei einem leicht kräftigeren Anstieg der Importe, vor allem im 

Warenbereich, führte zu einem negativen Wachstum beitrag der ettoexporte. Waren die 

Exporte in Länder der EU real sogar rückläufig, gab es eine stärkere Exportnachfrage aus 

Amerika und Asien. ach einem relativ schwachen jahresbeginn beschleunigte ich die Tou­

rismuswirtschaft in der zweiten jahreshälfte, soda s sich für da gesamte jahr am Ende eine 

geringfügige Steigerung in der Zahl der ächtigungen von Ausländerinnen und Ausländern 

ergab. 

Auch die realen privaten Konsumausgaben tiegen im jahr 2014 nur schwach an und wider­

spiegelten damit die seit bereits geraumer Zeit verhaltene Entwicklung der Reallöhne sowie 

die zuletzt wieder leicht angestiegene Sparquote der privaten Haushalte. Hingegen zeigten 
die privaten Ausgaben für dauerhafte Konsumgüter nach zwei jahren erstmals wieder eine 

Aufwärtsbewegung. Die Direktkredite an ichtbanken sind leicht angestiegen. Leicht posi­

tiv war auch der Wachstumsbeitrag durch den öffentlichen Konsum. 

Abbildung 1: W.lchstum des u.alen DIP 
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AI Folge gedämpfter Impulse aus heimi chen Kon um und Ausland nachfrage sowie ge­

ringen Konsumenten- und lnvestorenvertrauens blieb auch die lnvestitionstätigkeit niedrig. 

Sowohl die Bauinve titionen als auch die Au rüstungsinvestitionen wuchsen nur um ca. 1), 
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Prozent. Ln saisonbereinigter Betrachtung stand einem stärkeren er ten Quartal eine Kon­

traktion der Investitionen im dritten und vierten Quartal gegenüber. 

Der Stand der aktiv Erwerbstätigen erhöhte sich 201 4  um etwa 30.000, wobei die Zahl aus­

ländischer Beschäftigter noch stärker anstieg und die Anzahl an erwerbstätigen Lnländerin­

nen und Lnländern das zweite Mal in Folge zurückging. Gleichzeitig stieg d ie Anzahl der 

Erwerbsper onen um etwa 62.000 an; die Gründe hierfür waren in besondere die ge teigerte 

Erwerbstätigkeit der Älteren, statisti che Effekte bei der Struktur der aktiven Arbeitsmarkt­

politik und Zuwanderung. 

Während im Jahr 201 4  auch in Österreich die Lnflation bedingt durch den Ölprei schock 

kräftig zurückging. blieb der relativ hohe Inflationsunterschied zum Durchschnitt der Euro­

zone bestehen, getrieben von einzelnen Dienstleistungen, ahrungsmittel und dem Bereich 

Wohnen. 

2.2. Entwicklungen am Finanzsektor 

eben den budgetären und wirtschaftlichen Gegebenheiten spielten auch geldpolitische 

Maßnahmen der EZB sowie der US- otenbank eine wichtige Rolle bei der Enhvicklung der 

langfristigen Zinsen in den letzten 1 2  Monaten. 

Die langfri tigen ö terreichischen Zinsen {lOjährige Rendite Staatsanleihen) zeigten im Jah­

resverlauf 20 14 eine deutliche Abwärtstendenz. Im Frühjahr 201 4 lag die Rendite noch bei 

ehva 1 ,75% und fiel danach kontinuierlich bis auf ehva 0,30% im März 2015. Auch die ange­

kündigten EZB-Maßnahmen (insbesondere Anleihekaufprogramm öffentlicher Anleihen) 

beeinflussten die österreichische Renditeentwicklung. 

Der Spread der lOjährigen österreichischen Rendite zur 10jährigen deutschen Rendite zeigt 

seit dem Frühjahr 201 4  relativ geringe Schwankungen. achdem der Spread im Frühjahr 

201 4  noch bei etwa 30 Basispunkten lag. ging dieser bis Anfang 2015 auf ehva 1 0  Basispunkte 

zurück. Von Mitte bis Ende März 2015 war allerdings wieder ein leichter An tieg des 

Spreads festzustellen. 

Die Ratingagentur Fitch hat am 1 3. Februar 2015 das österreichische Langfrist-Rating um 

eine Stufe von "AAA" auf "AA+" gesenkt ( Ausblick stabil) und dabei in besondere auf den 

Anstieg der österreich ischen Schuldenquote verwiesen. Die Rati.ngagentur Moody's hat das 

österreichi che Langfrist-Rating (sovereign bond rating) im März 2015 unverändert bei der 

Be tnote "Aaa" belassen (Au blick stabil) und auch Standard & Poor's hat das österreichi­

sche Langfri trating C.AA+") im März 2015 bestätigt ( Ausblick ebenfalls stabil). 
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Der österreichische Aktienmarkt (A TX) zeigte im vergangenen Jahr weiterhin eine relativ 

enge Korrelation zur Entwicklung des Euro-Stoxx-SO-lndex, wobei seit Ende 2014 aufgrund 

verbesserter Konjunkturau sichten eine deutliche Aufwärtsbewegung des ATX fe tzu teilen 

war. Vom Frühjahr 2014 bi Herbst 2014 hatte der ATX noch unter an teigenden globalen 

Unsicherheiten ( insbesondere Ukrajne-Russland-Konflikt) gelitten. 

Abbildung3: ungfristige Zin.sen 
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Die unkonsolidierte Bilanzsumme der österreichischen Banken ist im Jahr 201 4 neuerlich 
zurückgegangen und betrug Ende Dezember 896 Mrd. , und lag damit etwa 3,3% unter dem 

Wert von 2013. Dies war die Folge widriger Marktbedingungen in einzelnen Ländern Zent­

ral- und Osteuropa und der Bemühungen der Banken, ihre Kapitalquoten zu verbessern. 

Das Wachstum der Ausleihungen an private Haushalte und Unternehmen in ÖSterreich war 

201 4  stabil und po itiv (+1 ,3% bzw. +1,1 % bis Q3/20 14). Damit befindet sich die Entwicklung 

der Unternehmenskredite in etwa auf demselben iveau wie 201 3, deutlich besser als im 

Euroraumdurchschnitt. Die durch chnittlichen Zinssätze im Kundenge chäft sind owohl 

bei nternehmenskrediten al auch bei Hau haltskrediten im Lauf des Jahres 2014 parallel 

zu den Referenzzinsen gesunken. Diese Entwicklung setzte sich Anfang 2015 fort. 

Das eukreditgeschäft bei privaten Hau halten wurde zunehmend von Wohnbau krediten 

getragen. Der Rückgang bei Fremdwährung krediten setzte ich 2014 fort, durch die uner­

wartete Aufwertung des Schweizer Franken im Jänner 2015 erhöhte sich der korrespondie­

rende Eurobetrag wieder. 

Das Kreditexposure in CESEE ist regional stark diver ifiziert. Der Rückzug aus weniger at­

traktiven Ländern hat sich 2014 fortgesetzt. 

Die Kreditqualität in ÖSterreich blieb im Jahr 2014 weitgehend unverändert auf gutem ,­

veau, in CESEE stabilisierte sie sich ebenfalls, allerdings ist sie dort deutlich schlechter. Die 
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Profitabilität des österreich ischen Bankensektors stand auch im Laufe des Jahres 2014 unter 

Druck. Kreditri ikovorsorgen, unter anderem aufgrund von geopoli tischen Problemen, führ­

ten zu einem Rückgang der Gewinne in CESEE um rund 66% auf rund 747 Mio. €. Die Kon­

zentration der Gewinne auf einige wenige Märkte wie Tschechien, Russland oder Slowakei 

blieb bestehen. 

Die Co t-Income-Ratio lag zuletzt bei 69% (2013: 67,7%). Auf Grund von negativen Einmalef­

fekten bei einigen Großbanken ergab sich ein unkonsolidierter Jahresverlust von rund 6,7 

Mrd. €. Die konsolidierte Eigenmittelausstattung der österreichi chen Banken hat sich zwar 

verbessert, ist im internationalen Vergleich aber unverändert unterdurchschnittlich. Die 

Kemkapitalquote betrug 1 1 ,8%. 

In Vorbereitung auf die Bankenunion nahmen sechs österreichische Banken am Comprehen­

sive Asse sment der EZB teil. Fünf In titute haben die Prüfung gut bestanden und weisen 

auch nach dem adversen Stress zenario ausreichende Eigenmittelpuffer aus. Die Ergebnisse 

lagen damit im Rahmen der Erwartungen von Oe B und FMA. Der in den letzten Jahren 

eingeschlagene Weg der Stärkung der Kapitalausstattung ist aber fortzusetzen, da die öster­

reichischen Kreditinstitute bei der aggregierten Kernkapitalquote im internationalen Ver­

gleich immer noch unterdurchschnittlich sind. 

Wieller Börse 

Die Handelsumsätze an der Wiener Börse haben 201 4  weiter angezogen und erreichten rund 

47,76 Mrd. . Die Marktkapitalisierung sank als Folge der ATX-Entwicklung von minus 

1 5, % im Jahresabstand auf 80 Mrd. €. eutralisierend wirkten dabei Eigenkapitalaufnah­

men von rund 4 Mrd. (u.a. Raiffeisenbank International AG, Telekom Austria AG, FACC 

AG). ach 2 starken Jahren bei den Unternehmensanleihen (Corpora te Bonds) mit einem 

gesamten Emissionsvolumen von rund 5,5 Mrd. € (2012) und 5,2 Mrd. € (20 1 3) wurde 2014 

ein Rekordvolumen von 7,2 Mrd. erreicht. 

Vers ich enlllgsw i rtsclr aft 

Für die heimische Versicherungswirtschaft verlief das Jahr 2014 hinsichtlich der vereinnahm­

ten Prämien deutlich besser als 2013. Im Gesam�ahr verzeichnete die Versicherungswirt­

schaft im lnIand einen Anstieg der Prämieneinnahmen um etwa 2,8% auf 1 7,1 Mrd. €. Ende 

2014 verwaltete die Versicherungswirtschaft damit rund 91 ,3  Mrd . .  

Das versicherungstechnische Ergebnis fiel um 19,3% auf rund 477 Mio. €. Das Finanzergeb­

nis lag mit rund 3,2 Mrd. ebenfalls niedriger als zuletzt. Das Ergebnis der gewöhnlichen 

Geschäftstätigkeit fiel um 5,9% auf rund 1 ,4 Mrd. €. Ursache für diese Entwicklung war das 
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niedrige Zinsumfeld verbunden mit dem Umstand, dass die Erträge aus Kapitalanlagen 

stärker fielen als die Aufwendungen für Kapitalanlagen. 

/rrvestlllerrtfolllls, Perrsiotlskassetl .md Betriebliclre Vorsorgekassell 

Das Anlagevolumen österreichischer Investmentfonds stieg im Zwölfmonatsvergleich um 

lediglich 8,6% und erreichte zum 3 1 .  Dezember 2014 rund 1 57,8 Mrd. €. Erstmals seit langem 

waren wieder substantielle Nettomittelzuflüsse zu beobachten. Bei den Pen ionskassen be­

trug die durchschnittliche Performance 7,82% nach 5, 19% 2013. Das Gesamtvermögen der 

Pensionskassen stieg auf 19,01 Mrd. €. Die Zahl der Anwartschaftsberechtigten erhöhte sich 

um etwa 2, % auf 858.433 Personen. Beim verwalteten Vermögen der Betrieblichen Vorsor­

gekassen ergab sich vornehmlich infolge der gesetzlich induzierten Zuflüsse ein Plus von 

1 7,8% auf rund 7,3 Mrd. €. Die Performance lag bei 4,08%. 

"Verstaatliclrte Batlkell" 

Auf Basis des Finanzmarktstabilitätsgesetzes (FinStaG) wurden den österreichischen Banken 

in den letzten Jahren kapital- und liquiditätsstärkende Mittel in Höhe von insgesamt 1 6,5 

Mrd. € zur Verfügung ge teilt, darunter auch von der Republik gezeichnetes Partizipations­

kapital. Unter Berücksichtigung der bisher erfolgten Rückzahlungen errechnet sich eine et­

to-Ausschöpfung von knapp 13 Mrd. €. Der Höchstrahmen zur Implementierung finanz­
marktstärkender Maßnahmen auf Basis des FinStaG beträgt 22 Mrd. €. 

Zwei österreich i che Institute, die Heta Asset Resolution AG (HETA) und die ÖSterreichi­

sche Volksbanken AG (ÖVAG), hatten per Ende 2014 noch staatliches Partizipationskapital 

von insgesamt rund 1,4 Mrd. € begeben. 7,3 Mrd. € FinStaG-Mittel entfallen auf die Zeich­

nung von Aktienkapital, Gesellschafterzuschüsse sowie sonstige Kapitalmaßnahmen. Die 

vom Bund übernommenen Haftungen betragen rund 4,3 Mrd. €. 

Im Jahr 2014 erhielt der Bund Dividendenzahlungen für das gezeichnete Partizipation kapi­

tal in Höhe von 252 Mio. €, die Einnahmen für Haftungsentgelte und sonstige Einnahmen 

betrugen 1 1 1  Mio. €. Für 20 1 5  wird mit geringeren Einnahmen aus Haftungsentgelten sowie 

Dividendenzahlungen gerechnet. Zum einen schüttet die Raiffeisenbank International AG 

aufgrund ihres Bilanzverlustes 2014 keine Dividende aus, zum anderen fallen die Verbind­

lichkeiten der HETA aus Haftungsentgelten unter das von der Finanzmarktaufsicht (FMA) 

verhängte Moratorium. 

Die Republik ÖSterreich sieht sich im Einklang mit dem europäischen Beihilfenrecht keines­

wegs als langfristige Eigentümerin von Kreditinstituten. Bei den ( teil-)verstaallichten Institu­

ten (HETA, Kommunalkredit Au tria AG, KA Finanz AG, ÖVAG) soll innerhalb der mit der 

Europäischen Kommission (EK) akkordierten Fristen eine nachhaltige Um truktl.lrierung 
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und ein geordneter Vermögensabbau erfolgen, der letztlich zum Ausscheiden aus dem 

Markt führt. Dies schließt nicht aus, dass im Rahmen der beihilferechtlichen Genehmigun­

gen Teilbetriebe oder Portfolios verkauft werden. 

Die Kommunalkredit Austria AG (KA) verfolgt jenen Abbauplan, der im juli 2013 von der 

EK genehmigt wurde. Dieser sieht insbesondere die Einstellung des aktivseitigen Neuge­

schäftes sowie eine langfristige und wert chonende Abwicklung der Bank bi Ende 2040 vor. 

m diesem Zusammenhang wurde im Herb t 2014 ein Prozess zum Verkauf eines Teilportfo­

lios gestartet, der im März 2015 in den Abschluss eines Kaufvertrages mit einem Bieter mün­

dete. Mit der Umsetzung des Vertrages im Lauf des jahres 2015 wird der restliche, nicht ver­

kaufte Teil der KA mit der KA Finanz AG (KF) verschmolzen werden. 

Die KF ist weiterhin bestrebt, ihr Portfolio wert- und kapitalschonend abzubauen. Dafür 

werden von der Bank giinstige Marktgelegenheiten genutzt, wodurch es möglich war, das 

gesamte ausländische CDS Portfolio vollständig abzubauen. Von der Ge amtsumme der 

FinStaG-Haftungen entfallen rund 3 Mrd. € auf ein Garantieprogramm für kurzfristige 

Wertpapieremissionen der KF. Im jahr 2014 erfolgte Änderungen der europäischen Statistik­

behörde Eurostat im Zusammenhang mit der sektoralen Zuordnung von ver taatlichten Ab­

baubanken bewirken, dass die Verbindlichkeiten der KF rückwirkend seit 2009 dem Sektor 

Staat zugerechnet werden. Im jahr 2014 erhöhte sich die öffentliche Verschuldung dadurch 

um knapp 7 Mrd. €. 

Im Volksbankenverbund wurden 2014 weitreichende Änderungen angestoßen, um die Zu­

kunft dieses regional tark verankerten Bankensektors zu sichern. Es ist vorgesehen, da die 

ÖVAG alle Funktionen, die ie als Zentralinstitut für den Verbund ausübt, auf ein neues 

Spitzeninstitut überträgt, aus dem Haftungsverbund ausscheidet und abgewickelt wird. Die 

mehr al vierzig Primärinstitute des Volksbankensektors sollen durch Fusionen auf acht re­

gionale und zwei Spezialbanken reduziert werden. Ein neuer Verbund vertrag wird das Zu­

sammenwirken des neuen Zentralinstitut mit den verbleibenden Primärbanken regeln. Die 

Restrukturierung bedarf der Zustimmung der EK und der Europäischen Zentralbank (EZB). 

Im Zuge der Teil-Verstaatlichung der ÖVAG im Februar 2012 wurde mit dem Bund eine 
Haftungsübernahme in Höhe von 100 Mio. € vereinbart. Die hierfür im März 2013 unter­

zeichnete Bürgschaftsvereinbarung entfaltete ihre kapitalstützende Wirkung bereits rück­

wirkend für den jahresabschluss 2012. 

Im Beihilfeverfahren der Hypo Alpe Adria Bank International AG ( HBlnt) erging im Sep­

tember 2013 der Genehmigungsbeschluss der EK. In diesem wurde ein beihilfenrechtlicher 

Rahmen in Höhe von bis zu 5,4 Mrd. € in Form von Kapitalmaßnahmen sowie bis zu 3,3 

Mrd. in Form von Liquiditätszufuhren genehmigt. Aufgrund mehrerer eigenmittelstärken-
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der Maßnahmen, zuletzt im April 2014 in Höhe von 750 Mio. €, schrumpfte der freie beihilfe­

rechtliche Rahmen für Kapitalmaßnahmen auf 2,9 Mrd. €. 

Lm Einklang mit der BeihiLfeentscheidung wurde die österreichische Tochterbank der HBLnt 

im Dezember 2013 verkauft. Ende 2014 folgte der Verkauf des Südosteuropa- etzwerks der 

HBLnt an ein internationales Konsortium. Die italienische Tochterbank HBI wurde im Herbst 

2014 an eine eigens dafür gegründete Bundesholdinggesellschaft übertragen und soll abge­

baut werden. Die restliche HBlnt legte im Herbst 2014 ihre Bankkonzession zurück und 

agiert seither unter dem Firmennamen Heta Asset Resolution AG als Abbaueinheit. Analog 

zur KF werden die Verbindlichkeiten der HETA seit 2014 ebenfalls dem Sektor Staat zuge­

rechnet. Der öffentliche Schulden tand erhöht sich dadurch einmalig um rund 14 Mrd. €. 

Im Zuge der Errichtung der Abbaueinheit wurde auch eine eubewertung der Aktiva not­

wendig, die einen neuerlichen Wertberichtigungsbedarf in beträchtlicher Höhe offenbarte. 

Die Republik ÖSterreich ent chloss sich gegen weitere eigenmittelstützende Maßnahmen, 

zumal der verbleibende Beihilferahmen ge prengt worden wäre. Die FMA hat daraufhin die 

Abwicklung der HETA gemäß jenem Abwicklungsregime für Banken eingeleitet, das mit 

dem Bundesgesetz über die Sanierung und Abwicklung von Banken (BaSAG) seit 1. Jänner 

2015 in ÖSterreich zur Verfügung steht. Das BaSAG setzt die EU-Richtlinie über die Sanie­

rung und Abwicklung von Kreditinstituten (BRRD) in österreichisches Recht um. 

Um einen Abwicklungsplan erstellen zu können, der den Zielen diese neuen Regimes ent­

spricht, hat die FMA eine bis 31. Mai 2016 befristete Stundung von Verbindlichkeiten der 

HETA verhängt. 

2.3. Kurz- bis mittelfristige Perspektiven (2015 bis 2019) 

ach einem durchschnittlichen Wachstum von real ca. Yz% pro Jahr zwischen 2012 und 2015 

dürfte die österreichische Wirtschaft in den Folgejahren wieder schrittweise an Fahrt gewin­

nen und gegen Ende der Projektionsperiode eine reale Wachstumsrate von knapp unter 2% 

erreichen. Der kurz- bi mittelfristigen Prognose liegt die Annahme zugrunde, da die ers­

ten stärkeren Lmpulse voraussichtlich vom Außensektor kommen und diese ich über ein 

Ansteigen der Lnvestitionen belebend auf Realeinkommen und sodann den privaten Konsum 

auswirken werden. 

Die Außennachfrage sollte von dem gesunkenen iveau der Rohstoffpreise, dem niedrigen 

Eurowechselkurs und der expan iven Geldpol itik der EZB profitieren. Der zunäch t geringe­

re Auftrieb des privaten Konsums und die zu Beginn relativ verhaltenen Lnvestitionen 

dämpfen die Dynamik der l mportnachfrage, sodass durchgehend bis 2019 mit einem posi ti­

ven Wachstumsbeitrag der Nettoexporte zu rechnen ist. 
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Die österreichische Wirtschaft ist keinen makroökonomischen Ungleichgewichten au ge­

setzt, die Finanzierungsbedingungen sind günstig und die öffentlichen Haushalte befinden 

am mittelfristigen Budgetziel, daher dürften sich Konsumklima und Investitionsvertrauen 

allmählich aufhellen und die Inlandsnachfrage sollte sich schrittweise stärken. Begünstigend 

sollte sich auch die von der Bundesregierung beschlossene Steuerreform 2015/2016 auswir­

ken, die von 2016 bis 2019 das BIP konservativ geschätzt im Durchschnitt um ca. 0,1%­

Punkte pro Jahr (kumuliert O,4%-Punkte) anheben dürfte, wobei sowohl nachfrage- als auch 

angebotsseitige Effekte wirken. 

Am Arbeitsmarkt wird sich der Trend anhaltend wachsender Beschäftigung insbesondere im 

Teilzeitbereich fortsetzen. Da sich gleichzeitig auch das Arbeitsangebot aufgrund des stei­

genden Pensionsantrittsalters, der weiter ansteigenden Beschäftigungsquote von Frauen und 

der Zuwanderung aus dem Ausland ausweiten wird, wird die Arbeitslosenquote im Jahr 

2015 im Vergleich zum Vorjahr voraussichtlich um 0,3%-Punkte ansteigen und erst gegen 

Ende der Projektionsperiode wieder leicht fallen.' 

, 
Die Revision der ArbeltslosenzaI'\Jen von Statistik Austriil vom 19. März 2015 erfolgtE' erst nach Beendigu.ng der mittelfrist'igen 

Prognose des WIFO und konnte daher für das Stabilitätsprogramm nicht mehr berücksichtigt werden; die Revision bedeutet 

;rooch nur eine Niveauverschiebung und hat damit keinen weiteren Einfluss auf die mittelfristige Prognose als solche. 

1 1  

III-168 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)14 von 50

www.parlament.gv.at



3. Wirtschafts- und budgetpolitische Strategie 

Die österreichische Bundesregierung verfolgt eine langfristige und stabilitätsorientierte 

Budget- und Wirtschaftspolitik für nachhaltiges Wirt chaftswachstum und hohe Beschäfti­

gung. Ihre Strategie ist auf vier Ziele ausgerichtet: 

• eine umfassende Steuerreform 

• eine konsequente Fortsetzung der strukturellen Konsolidierung der öffentlichen 

Haushalte 

• eine Fortführung der Strukturreformen in den Bereichen öffentliche Verwaltung. 

Förderungen, Pensionen und Arbeitsmarkt 

• Forderung von Zukunftsinvestitionen in den Bereichen Bildung. Universitäten, For­

schung und Entwicklung und lnfrastruktur für mehr Wachstum und Beschäftigung. 

Mit diesem Programm wird an dem langjährig erfolgreichen Konzept einer stabilitäts-, 

wachstums- und beschäftigungsorientierten nachhaltigen Budget- und Wirtschaftspolitik 

fe tgehalten, doch wird gleichzeitig neuen strukturpoliti chen Erforderni sen und ich ver­

engenden Finanzierungsspielräumen Rechnung getragen. 

Vor dem Hintergrund einer Wachstumsschwäche 2013-2014 und nur leicht steigender 

Wachstumsprognosen bis zum Jahr 2019 wird besonderes Augenmerk auf die Stärkung 

nachhaltigen Wirtschaftswachstum , auf soziale Ausgewogenheit und die Erreichung der 

EU2020-Ziele gelegt. Die wirt chaft politischen Empfehlungen der EU, der OECD und des 

IWF werden dabei angemessen berück ichtigt. Im Konkreten sind die folgenden Vorhaben 

geplant: 

Stellerre/on" 201512016 

Die Steuerreform 2015/2016, die die Bundesregierung am 17. März 2015 beschlossen hat und 

grundsätzlich mit 1. Jänner 2016 in Kraft treten wird, sieht die größte Steuerentlastung der 

zweiten Republik vor. Die Attraktivierung des Standortes ÖSterreich, die Stärkung der 

Kaufkraft und die erhöhten Arbeit anreize durch Senkung des Steuerkeils stärken Wach -

tum und Beschäftigung. 

Das Volumen beträgt insgesamt 5,2 Mrd. t. Das entspricht 1,5% des Bruttoinlandsprodukts. 

Ein Betrag im Ausmaß von 4,9 Mrd. ist für die Lohn- und Einkommensteuerentlastung 

sowie der Rückerstattung von Sozialversicherungsbeiträgen vorge hen. Von diesen Maß­

nahmen werden deutlich mehr als sechs Millionen lohn- und einkommen teuerpnichtige 

Per onen in Ö terreich profitieren. Weitere 100 Mio. kommen durch eine Verdoppelung 

des Kinderfreibetrags den Familien zu Gute. Im Zuge der Steuerreform werden auch Maß­

nahmen für Wachstum und Be chäftigung im Ausmaß von rund 200 Mio. gesetzt, wie z.B.: 

12 

III-168 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 15 von 50

www.parlament.gv.at



eme Erhöhung der Forschungsprämie, Erleichterung der KMU-Finanzierung, Zuzugsbe­

günstigung für Forscherinnen und Forscher. Zudem sollen ab dem Jahr 2018, unter der Vo­

raussetzung der budgetären Bedeckung, stufenweise die Lohnnebenkosten gesenkt werden. 

Finanzielle Spielräume für eine Senkung der Lohnebenkosten bestehen insbesondere beim 

Beitrag zum Familienlastenausgleichsfonds. 

Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen der Steuerreform 

Durch die Reform wird ein Steuervolumen von 5,2 Mrd. f bewegt, das sind etwa 1,5% des 

Bruttoinlandsprodukts. Es sind damit nicht unbeträchtliche gesamtwirtschaftliche Auswir­

kungen zu erwarten. Das Bundesministerium fü r Finanzen hat daher das Österreichische 

Lnstitut für Wirtschaftsforschung und das Institut für Höhere Studien um eine quantifizie­

rende Wertung des vorliegenden Reformentwurfs ersucht. 

Das WIFO hat die Wachstums- und Budgetwirkungen der Steuerreform 2015/16 mit seinem 

makroökonometrischen Modell berechnet. Nachfrageseitig wird das BIP über einen Kon­

sum-/lnflationseffekt angetrieben. Die Wachstumsrate des realen BIP wird 2016-2019 um je 

O,l%-Punkte angehoben (kumuliert O,4%-Punkte), jene des nominellen BIP um durchschnitt­

lich fast 0,3%-Punkte (kumuliert 1-1 %-Punkte). Gesamtwirtschaftlich sollte die unselbständi­

ge Beschäftigung nach vier Jahren um +8.400 Personen angestiegen sein. Das WrFO errechnet 

mittelfristig eine Nettoverbesserung der öffentlichen Haushalte aufgrund der Maßnahmen 

von knapp 0,2% des BlP. Für das Jahr 2017 wird allerdings eine ettobudgetbelastung von 

unter 0,1% des BIP ausgewiesen. 

Das LHS verwendete für seine Berechnungen ein dynamisches Gleichgewichtsmodell (Tax­

Lab). Ln diesem Modell werden (im Gegensatz zum WrFO-Modell) einige Gegenfinanzie­

rungsmaßnahmen wegen der damit verbundenen Effizienzgewinne als wachstumsneutral 

eingestuft. Langfristig wird der BIP-Niveaueffekt mit knapp 1% berechnet und die Beschäf­

tigung 5011 um über +29.000 Personen ansteigen. Der Arbeitsangebotseffekt wird auf rund 

+22.000 Vollzeitäquivalente geschätzt. Langfristig sieht das LHS eine Nettobudgetentlastung 

von 0,1% des BIP. Kurzfristig (2016) sieht es eine Belastung von 0,15% des BIP. 

Details zur Steuerreform 2015/2016 körmen dem Kapitel 3.1. entnommen werden. 

Qua Ii tative Budgetkonsolid iertlllg 

Der Entwurf des Bundesfinanzrahmens für die Jahre 2016-2019 hat ein nachhaltiges struktu­

relles Nulldefizit bei gleichzeitiger Forderung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums als 

zentrales ZieL 
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Pfade inklusive der Auswirkung auf die Untergliederung im Strategiebericht bereits einge­

rechnet. 

Die effiziente Umsetzung dieser Maßnahmen (und der Empfehlungen des Rechnungshofes) 

wird durch eine unabhängige Monitoringstelle regelmäßig überprüft, damit eine zeitnahe 

Behandlung der Vorschläge sichergestellt wird. Die Monitoringstelle hat, unter Verwendung 

bestehender Ressourcen, die Aufgabe, unter Befassung der jeweiligen Ministerien bzw. zu­

ständigen Körperschaften, sämtliche Verwaltungsreformvorschläge auf ihren Umsetzungs­

stand und Umsetzbarkeit zu hinterfragen und darüber einen Monitoringbericht zu erstellen. 

In einem halbjährlichen Monitoringbericht werden die Einhaltung der Verwaltung kosten­

bremse, die Einsparungen im Förderbereich und die Umsetzung und Umsetzbarkeit der 

Verwaltungsreformvorschläge dargestellt und dem Parlament und der Regierung zur Be­

handlung vorgelegt. Ln die Vorbereitung des Monitoringberichts ist auch der Rechnungshof 

beizuziehen. Die Monitoringstelle hat lediglich Koordinierungs- und Monitoringaufgaben. 

Bildllngsrefonn - Stärk/lllg der Sclllllalltonomie 

Die Bundesregierung will gemeinsam mit den Bundesländern eine Bildung reform durch­

führen. Dafür braucht es den Ausbau der Schulautonomie, eine Verbesserung der Transpa­

renz und Qualitätskontrolle sowie klare Zuständigkeiten und die Steuerung über Gesetzge­

bung und Ergebniscontrolling mit Durchgriffs- und Weisungsrecht durch den Bund. Eck­

pfeiler einer neuen Schulsteuerung sind mehr Freiheit in der Gestaltung bei den Schulen. 

Das Bildungsressort des Bundes sorgt für einheitliche Bildungsziele und Bildungsinhalte, 

Aus-, Fort- und Weiterbildung. sowie zielgerichtete und transparente Finanzierung. 

In der nächsten Sitzung der Bildungsreformkommission zur Jahre mitte 2015 soll ein kon­

kreter Fahrplan inklusive Meilensteine definiert und er te Eckpunkte zu Umfang und Detail­

lierung der Autonomie, zur neuen Verwaltungs- und Finanzierungsstruktur sowie zu not­

wendigen einfachgesetzlichen und verfassungsrechtlichen Änderungen festgelegt werden. 

Eine politische Einigung ist bis zum 17. November 2015 geplant. 

Pensionen IIlId Arbeitsmarkt 

Die Umsetzung von Strukturreformen wie sie bereits im Regierungsübereinkommen festge­

legt wurden, wird weiter vorangetrieben. Erster Schritt ist die Einführung einer Teilpension. 

Die gesetzLiche Grundlage des MonHorings (inklusive getrennter Darstellung der Beamtin­

nen und Beamten) wird bis Sommer 2015 legi tisch umgesetzt. Gleichzeitig mit der Einfüh­

rung eines Bonus/Malus-Systems werden die Lohnnebenkosten (FLAF-Beitrag) gesenkt. 

Gemeinsam mit den Sozialpartnern wird dazu bis Sommer 2015 ein Konzept erarbeitet. 

15 

III-168 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)18 von 50

www.parlament.gv.at



Eine Arbeitsgruppe (BMF, BMASK, BMWFW, BKA) wird umgehend eingesetzt. Wenn not­

wendig und durch das Monitoring angezeigt, werden mit 29. Februar 2016 weitere Maß­

nahmen im langfristigen Bereich vorgelegt. 

Zur Intensivierung der Reintegration von arbeitslosen Personen wird im AMPFG festgelegt, 

das die Bedeckung von Beihilfen und Maßnahmen aus dem für AIVG-Leistungen vorgese­

henen Aufwand erfolgen kann und zwar bis zur Obergrenze von jährlich 250 Mio. € in den 

Jahren 2016 und 2017 (AMS Programm "Be chäftigungsinitiative 50+"). Aufgrund der durch 

die hohe Arbeitslosigkeit angespannten finanziellen Situation im Arbeitsmarktbudget soll es 

keinen euzugang in das Fachkräftestipendium in den kommenden bei den Jahren 2016 und 

2017 geben. 

Weitere Verbesserungen der Wirkung von Qualifizierung und Vermittlung von Arbeitssu­

chenden. Stärkere Gewichtung des Prinzips Beschäftigungsförderung anstatt Leistungsbe­

zug (z.B.: Eingliederungsbeihilfe und neue und zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten vor 

allem für Ältere und Langzeitbeschäftigungslose). Für Unternehmen sollen zudem die Mel­

dungen an die Sozialversicherungen einfacher werden. 

Zur Entlastung des Faktors Arbeit wurden bereits 2014 die Beiträge zur gesetzlichen Unfall­

versicherung und zum Insolvenz-Entgeltsicherungsfonds gesenkt. Die Steuerreform entlastet 

den Faktor Arbeit ab 2016 um weitere 4,9 Mrd. € pro Jahr. Ab 2018 sollen die Lohnnebenkos­

ten unter der Voraussetzung der budgetären Bedeckung weiter stufenweise gesenkt werden. 

Durch die Steuerreform 2015/2016 werden die Beschäftigungsanreize insbesondere bei nied­

rigeren Einkommen angehoben. Gleichzeitig wird insbesondere Eltern durch die Erhöhung 

und Verbesserung des Angebots an Kinderbetreuungsplätzen die Möglichkeit gegeben, eine 

Erwerbsarbeit aufzunehmen oder auszuweiten und so Beruf und Familie besser zu vereinba-

ren. 

Für die Anerkennung von ausländischen Berufs- und Bildungsabschlüssen bestehen keine 

vereinheitlichten oder aufeinander abgestimmten Verfahren. Bis zum Herb t 2015 soll ein 

Anerkennungsgesetz die Verfahrensprozesse bei der Anerkennung aufeinander abstimmen 

und damit vereinfachen. Ein elektronisches Portal für Anerkennung erleichtert für EU­

Bürgerinnen und EU-Bürger und Drittstaatsangehörige die Antragsstellung. 

Die Lehrberufe werden durch das Lehrberufspaket 2015 mit insgesamt 18 modernisierten 

und neuen Lehrberufen attraktiver gemacht. Die " Lehre mit Matura" wird für Betriebe und 

Jugendliche noch attraktiver, indem das Lehrverhältnis um die für die Kurse zur Berufsrei­

feprüfung notwendige Zeit entsprechend verlängert wird. 
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F i Ila Il za 11 sgl eich 

Im Bereich des Finanzausgleichs sind ebenfalls Reformen geplant. Die Haushaltsregeln aller 

Gebietskörper chaften sollen harmonisiert werden (Liquiditäts-, Ressourcen- und Vermö­

genssicht). Ein umfassendes Regelungspaket hierzu wurde im April 2015 zur Begutachtung 

versendet. Bis zum Ende des Jahres 201 5  wird von den Finanzausgleichspartnern ein Vor­

schlag für eine grundsätzliche Reform des Finanzausgleichs vorbereitet, wobei vor allem die 

Themen 

• Entflechtung der Aufgaben, Mischfinanzierungen und Transfer 

• aufgabenadäquate Mittelausstattung, 

• Effizienz teigerungen durch Beseitigung von Doppelgleisigkeiten 

im Vordergrund stehen werden. 

Verbessenmg des Forsc!lImgsstalldortes 

Die Forschungsförderung wird deutlich au gebaut. Die Finanzierung von Forschungs- und 

Bildung maßnahmen erfolgt über einen Fonds (Österreich-Fonds), welcher durch die Mehr­

einnahmen aus der Anhebung des Spitzensteuersatzes gespeist wird (+50 Mio. f). Dabei 

wird die enge Verknüpfung zwischen Forschung und deren wirtschaftliche Umsetzung 

wichtig sein. Die Forschungsprämie wird von 10% auf 12% erhöht (+80 Mio. f). Unter Einbe­

ziehung der Forschungsausgaben der Wirtschaft sollen die Ge amtausgaben für Forschung 

und Entwicklung 2020 bei 3,76% des BIP liegen. 

Die steuerlichen Anreize für internationale For cherinnen und Forscher und Wissenschaftle­

rinnen und Wissenschaftler werden erhöht. Zusätzlich zur derzeitigen Zuzug begünstigung 

soll ein pau chaler Zuzugsfreibetrag geschaffen werden. 

Bessere Ull ternel,mells/i Ilallzienmg 

Das Alternativfinanzierungsgesetz (AltFG) schafft eine gesetzliche Regelung für Crowdfun­

ding- und Bürgerbeteiligungsmodelle. Das Gesetz soll ausschließlich realwirtschaftliche in­

vestitionen für KMUs ermöglichen, um den Wirtschaftsstandort zu sichern, Innovationen zu 

fördern und für Beschäftigung zu sorgen. Die Grenze für den Kapitalmarktpro pekt wird 

von 250.000 € auf fünf Mio. € angehoben. Für ein Emissionsvolumen zwischen 1,5 Mio. € und 

fünf Mio. € ist in Zukunft lediglich ein vereinfachter Prospekt zu erstellen. Das maximale 

Investitionsvolumen auf Ebene von lnvestoren und Emittenten unterliegt Beschränkungen. 

Die Ab chwächung der Kreditdynamik seit Ausbruch der Finanz- und Wirt chaftskrise hat 

angebots- und nachfrageseitige Gründe. Vor allem für kleinere und mittlere Unternehmen ist 

es zu einer Verschärfung der Vergabebedingungen für Bankkredite gekommen. 

1 7  
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Ergänzend zu bestehenden Förderangeboten, wie zin günstigen Krediten, schafft das KMU­

Finanzierungspaket einen modemen und flexiblen teuerlichen Rahmen für KMU­

Finanzierung gesellschaften und deren Investorinnen und Inve toren. Die maximale Beteili­

gung höhe pro Zielgesellschaft wird von 1,5 Mio. auf 15 Mio. € pro Zielgesell chaft und 

Beteiligungszeitraum erhöht. Auf Ebene der KMU-Finanzierungsgesellschaft soll eine Steu­

erneutralität von Veräußerungsgewinnen und -verlusten für den Finanzierungsbereich, eine 

Gebührenbefreiung sowie eine Gesellschaftssteuerbefreiung gelten. Für Investorinnen und 

Investoren in die KMU-Finanzierungsgesellschaft wird eine gedeckelte Steuerbefreiung für 

Ausschüttungen vorgesehen. Die Regelung wird mit 31. Dezember 2020 befristet und e 

wird ein Abschichtungszeitraum bis zum 31. Dezember 2026 vorgesehen. Diese Maßnahme 

mobilisiert vorhandenes, aber noch nkht inve tiertes privates Kapital und erreicht jene Un­

ternehmen, die wachsen und Arbeitsplätze schaffen wollen. 

Im Zuge der Steuerreform 2015/2016 wird der Freibetrag für MitarbeiterkapitaJbeteili­

gungsmodelle von 1.460 € auf 3.000 erhöht. 

elles Wohl/paket 

Insgesamt wird ein Volumen von 5,75 Mrd. € investiert, davon fünf Mrd. € für die Wohn­

raumschaffung und 750 Mio. für siedlungsbezogene Wohn-Infrastruktur. Der vom Bund 

garantierte Teil der Gesamtfinanzierung beträgt 500 Mio. von insgesamt 5,75 Mrd. €. Dies 

soll zur Belebung der Konjunktur und zur Schaffung von 16.000 bis 20.000 zusätzlichen Voll­

zeit-Arbeitsplätzen über die Laufzeit des Programms führen. Die Au trian Real Estate, eine 

Tochter der Bundesimmobiliengesellschaft (BIG), investiert bis 2020 2 Mrd. € in den heimi­

schen Wohnbau. Das ermöglicht insgesamt rund 10.000 neue Wohnungen, davon 6.000 Miet­

und 4.000 Eigentumswohnungen. 

3.1. Steuerreform 

Maßnahmen ;,/ der Einkommensteller 

Tarif 

• Die Senkung de Eingang steuersatzes von 36,5% auf 25% entlastet alle Steuerzahle­

rinnen und Steuerzahler, unabhängig davon, in welcher Progressionsstufe sie sich be­

finden. 

• Anstelle der bisher drei gibt es künftig sechs Steuerstufen. Dadurch ergibt sich eine 

Abflachung der Progression. 

• Die Bemessungsgrundlage für den 5O%-Steuersatz wird von 60.000 € auf 90.000 € an­

gehoben. 

• Für Einkommensanteile über 1 Mio. wird befristet ein Steuersatz von 55% einge­

führt. 
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Steuertarif bis 31.  Dezember 2015 Steuertarif ab 1. Jänner 2016 

über bis Steuersatz über bis Steuersatz 

O €  1 U)00 € 0% O €  1 1 .000 € 0% 

1 1 .000 € 18.000 € 25% 
1 1 .000 25.000 36,5% 

18.000 € 3 1 .000 € 35% 

3 1 .000 € 60.000 € 42% 
25.000 60.000 € 43,21% 

6O.ooo € 90.000 € 48% 

60.000 € 50% 9O.ooo € 1 Mio. € 5O�'o 

1 Mio. € 55% (befristet) 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Pensionistinnen und Pensionisten 
• Arbeitnehmerabsetzbetrag wird in den Verkehrsabsetzbetrag integriert (in Summe 

derzeit 345 f). Der Verkehrsabsetzbetrag wird ab 2016 auf 400 erhöht. 
• Erhöhung des Pendlerzuschlages für geringverdienende Pendlerinnen und Pendler 

im Ausmaß von 20 Mio. . 
• Erstattung von 50% der Sozialversicherungsbeiträge für Kleinstverdiener (max. 

400 /Jahr für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer; max. 1 10 /Jahr für Pensioni -

tinnen und Pensionisten). 
• Ökologisierung: Der Sachbezug bei PKW mit einem C02-Au stoß von mehr als 

1 20 glkm wird auf 2% der Anschaffungskosten erhöht; für auch privat genutzte 

Dienstfahrzeuge mit Elektromotor wird zukünftig kein Sachbezug angesetzt. 

Familien 

• Der Kinderfreibetrag wird auf 440 € verdoppelt. 

Topf-Sonderausgaben 

• Für bestehende Verträge soll die Regelung beibehalten werden (bis max. 5 Jahre). 
• Für eu verträge gibt es zukünftig keine Absetzmöglichkeit mehr. 

Kapi ta lertragsteuer 
• Die Kapitalertragsteuer wird auf 27,5% erhöht; ausgenommen von der rhöhung ist 

die Kapitalertragsteuer auf Zinserträge aus Geldeinlagen bei Kreditinstituten (vor al­

lem Sparbuch- und Kontozinsen). 

Immobilienertragssteuer 
• Die lmmobilienertragssteuer wird auf 30% erhöht; zudem wird die Bemessungs­

grundlage bei gewissen Grundstückstransaktionen ausgeweitet (kein Inflationsab­

schlag mehr). 

1 9  
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Gebäudeab chreibungen Immobilien 
• Für Gebäude im Betriebsvermögen gilt ab 1 .  jänner 201 6  ein einheitl icher Abschrei­

bungssatz von 2,5% (statt bisher 2%, 2,5% oder 3%). 
• Zudem werden ergänzende Maßnahmen getroffen (Verlängerung Instandsetzung, 

Anhebung Grundanteil, Gleichstellung AfA bei V&V). 

Wirtschaft 
• Die Forschungsprämie wird daher von 10% auf 1 2% erhöht. 
• Die steuerfreie Mitarbeiterkapitalbeteiligung wird von 1 .460 € auf 3.000 € pro jahr er­

höht. 
• Das KMU-Finanzierungspaket schafft einen modernen und flexiblen steuerlichen 

Rahmen für KMU-Finanzierungsgesellschaften und deren Investoreninnen und In­

vestoren. 
• Crowdfunding, als moderne alternative Unternehmen finanzierung, bereichert die 

österreichische nternehmensfinanzierungsland chaft. Vor allem Start-Ups und 

KMU erhalten dadurch eine wichtige Starthilfe. 
• Für Wissenschafterinnen und Wissenschafter sowie Forscherinnen und Forscher 

wird, zusätzlich zur der�eitigen Zuzugsbegünstigung, ein pauschaler Zuzug freibe­

trag gescha ffen. 

Sonstige Maßnahmen 
• Verlu tverrechnungsbremse bei Personengesellschaften (deutsche Regelung), eine 

Einschränkung der Einlagenrückgewähr sowie auf Grund von Mitnahmeeffekten die 

Streichung des Bildungsfreibetrages bzw. der Bildungsprämie 

Maßllalrmell ill der UmsatzsteIler 

• Erhöhung des Um atzsteuersatzes von 10% bzw. 12% auf 13% ab dem 1 .  jänner 201 6  

für lebende Tiere ete., Saatgut ete., Pflanzen etc., kulturelle Dien t1eistungen, Futter­

mittel, Holz, jugendbetreuung, nationaler Luftverkehr, Bäder, Museen etc., Tiergär­

ten etc., Filmvorführung ete., Ab-Hof-Verkauf von Wein; ab 1 .  April 2016 für Beher­

bergung. 

Maßllalllllell ill der Gnlllden.uerbsteller 

• Die Bemessungsgrundlage für unentgeltliche Grundstücksiibertragung wird auf 

Verkehrswerte umgestellt (statt bi her 3-facher Einheit wert); dagegen gilt bei unent­

geltlichen Übertragungen in der Land- und Forstwirt chaft weiterhin der einfache 

Einheitswert. 
• Der Einheitstarif wird auf einen Stufentarif umgestellt: bis zu 250.000 0,5%, bis 

400.000 € 2% und darüber 3,5%. 

20 

III-168 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 23 von 50

www.parlament.gv.at



• Der Freibetrag für die Betrieb übertragung wird von 365.000 € auf 900.000 € erhöht. 
• Härtefälle in besondere im Touri musbereich werden dabei besonders berücksich­

tigt. 
• Die Bundesregierung stellt sicher, dass das Gesamtaufkommen der Grunderwerb­

steuer durch die euregelung nicht sinkt. 

Maßllal/llJe/1 zlIr Bekämpfullg VOll Steuer- ulld Sozialbetmg 

Regis trie rkassen p fI ich t 
• Für jeden Geschäft fall muss ein Beleg erteilt werden (Belegerteilungspflicht). 
• Barumsätze sind ab dem ersten einzeln aufzuzeichnen. Die Art der Aufzeichnung 

bleibt den Unternehmen überlassen. 
• Betriebe mit überwiegend Barumsätzen müssen ab einem ettoum atz von 15.000 

pro Jahr ihre Einzelumsätze verpfljchtend mit einer Registrierkasse aufzeichnen. 
• Jede Registrierkasse ist mit einer technischen Sicherheitslösung gegen Manipulatio­

nen zu schützen. 
• Für die Anschaffung einer Registrierkasse wird eine Prämie von bis zu 200 € ausbe­

zahlt. Die Aufwendungen können im Jahr der Anschaffung jedenfall abgesetzt wer­

den. 
• Die trafrechtliche Behandlung von Manipulationsprogrammen ist zu prüfen. 
• Die Kalte-Hände-Regelung wird auf einen 'ettoumsatz von max. 30.000 € be­

chränkt. 
• "Kleine Vereinsfe te" dürfen ihre Umsätze weiterhin mittels Kas asturz ermitteln. 

Konteneinsicht 
• Zukünftig soll aus Anlass einer abgabenbehördlichen Prüfung (wie z. B.: Betrieb prü­

fung. Umsatzsteuer-Sonderprüfung. GPLA - gemeinsame Prüfung aller lohnabhän­

gigen Abgaben) die Einsichtnahme in bestehende Kontenverbindungen möglich sein. 
• Einführung eines zentralen Kontenregister oder Einrichtung vergleichbarer Maß­

nahmen zur Gewährleistung eine effizienten Vollzugs. 
• Als Begleitrnaßnahmen sollten die Banken befristetet zur Mitteilung höherer Kapital­

abflüsse (Barbehebungen, Verschiebungen ins Ausland) verpflichtet werden - und 

zwar bereits für Zeiträume vor dem Inkrafttreten des Steuerreformgesetzes. 

Sozialbetrugsbekämpfung 
• Aufdecken und Zurückdrängen von Scheinfirmen und Zurückdrängen des soge­

nannten Anmeldungskaufs: Verwertung von Ergebnjssen strukturierter Datenanaly­

se der Gebietskrankenkassen, verbesserte Zusammenarbeit von Behörden durch 

Schaffung eines Sozialbetrugsbekämpfungsgesetze . 
• Bei den Verhandlungen mit den Bunde ländern zur bedarfsorientierten Mindestsi­

cherung ist auf eine bessere Ausge taltung von Arbeitsanreizen ZU achten. 
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• Die Ausstellung von Scheinrechnungen soll im Baubereich durch Barzahlungsverbot 

(mit Ausnahmen für Kleinstbeträge) im B2B Bereich bekämpft werden. 
• Schwarzarbeit im Rahmen des privaten Hau baus und des gewerbsmäßigen Pfusches 

oll u.a. durch ver tärkte Kontrollmaßnahmen bekämpft werden. 
• Mi sbrauch Kranken tand: My tery Shopping bei Ärztinnen und Ärzten, verstärkte 

Kontrollen durch die Gebietskrankenkassen. 
• E-Card Missbrauch: Sanktionen für Ärztinnen und Ärzte bei ichteinhaltung der 

Kontrollpflichten (Ausweis) bzw. bei Missbrauch durch Patientinnen und Patienten. 

Weitere Sozialbetrug maßnahmen (neben den steuerlichen Maßnahmen) zur Erreichung des 

Gesamtvolumens (200 Mio. €) werden im Rahmen des Sozialbetrugsbekämpfungsgesetzes 

umgesetzt bzw. bei Maßnahmen, die nicht ofort umsetzbar sind, ist bis zum Herb t 2015 

eine Einigung zu erzielen. 

Weitere Maßnahmen zur Bekämpfung von Sleuerbetrug 
• Eindämmung des Karussellbetrugs: Einrichtung von speziell geschulten Teams zur 

Bekämpfung dieses Betrugsmodells; mittelfristig Umstellung des Umsatzsteuer ys­

tems auf "reverse charge" (Zurzeit werden auf europäi cher Ebene die ent prechen­

den Vorarbeiten geleistet). 
• Betrug bekämpfung im Bereich Mineralölsteuer: zusätzliche Sach- und Personalin­

vestitionen. 
• Modeme IT - Verfahrensunterstützung für eine wirksame Betrugsbekämpfung in der 

Finanzverwaltung: Investitionen in hochspezialj ierle Analysesoftware zur Unter­

stützung der Betrugsbekämpfungseinheiten. 
• Bekämpfung Umsatzsteuer-Hinterziehung im Rahmen des Versandhandels: lntensi­

vierung des Monitoring , bei piel weise über Analyse von externen Daten. 
• Bekämpfung von i llegalen Online-Glücksspielportalen durch lnternetsperren. 

Weitere Et/tIashmgslllaßt/alllt/et/ 

• Ab dem Jahr 201 8  sollen, unter der Voraussetzung der budgetären Bedeckung. tu­

fenweise die Lohnnebenko ten gesenkt werden. Finanzielle Spiel räume für eine Sen­

kung der Lohnnebenkosten bestehen in besondere beim Beitrag zum Familienlasten­

ausgleichsfonds. 
• Selbstständige, die bei der Sozialversicherung der gewerblichen Wirt chaft versichert 

sind, sowie Landwirtinnen und Landwirte (Sozialversicherung der Bauern), die keine 

Einkommensteuer zahlen, sollen im Bereich der jeweiligen Sozialversicherung analog 

der Entlastung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit 45 bzw. 1 5  Mio. ent­

lastet werden. 
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Eillspanmgell bei Fördenmgell /llld Venualhmg 

• Gesamtstaatlich sollen die Einsparungen im Bereich der Förderungen und der Ver­

waltung 1 , 1  Mrd. betragen. Die Einsparungen verteilen sich auf Bund, Länder und 

Gemeinden nach dem FAG-Schlüssel. 
• Diese Summe soll durch einen Ko tendämpfungspfad in der Verwaltung sowie 

durch sinnvolle Einsparungen bei den Förderungen (zum Beispiel "Einfrieren" der 

Förderungen in bestimmten Bereichen) erzielt werden. Auf Bunde bene sind diese 

Pfade inklusive der Auswirkungen auf die Untergliederungen (UGs) in diesem Stra­

tegiebericht bereits eingerechnet. 

3.2. Budgetvollzug 2014 

Trotz schwacher Konjunktur (BIP real 201-t: 0,3%) wurde 2014 da festgelegte Konsolidie­

rungsziel überschritten. Das gesamt taatliche strukturelle Defizit 2014 beträgt 0,3% de BIP. 

Laut den aktuellen Berechnungen von Statistik Austria beträgt das Maastricht-Defizit des 

Bundes im Jahr 2014 2,4% (2013: - 1,3%; Plan 2014: -2, %). Der Anstieg 2014 gegenüber 2013 

ist ausschließlich auf den Sondereffekt der Hypo Alpe Adria/HETA zurückzuführen. Ohne 

diesen Sondereffekt läge das Defizit bei 1,00;. de BIP. Die Länder und Gemeinden weisen 

einen leichten Überschu auf (0,03%) und die Sozialversicherung träger erreichten einen 

Über chuss von 0,08% des BIP. 

Der Bundesvoranschlag 2014 sah auf administrativer Ba is im Finanzierungsvoranschlag 

Auszahlungen von rund 75, Mrd. €, Einzahlungen von rund 72,2 Mrd. € und einen ettofi­

nanzierungsbedarf von rund 3,6 Mrd. € vor. Der vorläufige Erfolg für 2014 weist im Finan· 

zierungshau halt Einzahlungen von rund 71,5 Mrd. , Auszahlungen von rund 74,7 Mrd. € 

und einen ettofinanzierungsbedarf von rund 3,2 Mrd. aus. Im Vergleich zum Voran­

schlag fielen die Einzahlungen um rund 0,7 Mrd. € niedriger aus und die Auszahlungen 

wurden um rund 1 , 1  Mrd. unter chritten. Der ettofinanzierung bedarf i t somit um rund 

0,4 Mrd. niedriger ausgefallen als veran chlagt. 

Der Budgetvollzug 2014 war bei den Personal- und Verwaltung achausgaben strikt; beide 

Positionen blieben geringfügig unter dem budgetierten Betrag. Bei den Zinsausgaben gab es 

Unterschreitungen des Voranschlage ; dies ist v.a. Folge der deutlich gesunkenen Zin ätze 

für die Bundesanleihen. In Dar teilung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung führte die 

gün tige Entwicklung bei den Pensionsbeiträgen beim Zuschuss zur gesetzlichen Pen ions­

versicherung zu einer Entla tung des Bundeshaushaltes. Die ungünstigere Arbeitsmarkt­

entwicklung führte bei den Leistungen der Arbeitslosenver icherung zu geringfügigen 

Budgetüberschreitungen. icht vorhersehbare Mehrau gaben waren ferner im Bereich der 
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Flüchtlingsbetreuung erforderlich. Schließlich ergaben sich Überschreitungen bei den Kosten 

für die Landeslehrerinnen und Landeslehrer. 

Die Steuereinnahmen blieben brutto um 0,9 Mrd. € und netto, d.h. nach Abzug der Steueran­

teile der Länder und Gemeinden, um 0,4 Mrd. hinter dem veranschlagten Wert zurück. 

Hauptursache war die schwächere Konjunkturentwicklung. Die Verbrauchssteuern und die 

Mehrwertsteuer blieben zusammen um 0,2 Mrd. € hinter den Erwartungen. Auch die Ein­

nahmen au der Einkommensteuer (-0,1 Mrd. €) und der Körperschaftsteuer (-0,3 Mrd. €) 
fielen niedriger aus als erwartet. Zusätzlich waren die einmaligen Abgeltungsbeträge aus 

dem Steuerabkommen mit Liechtenstein um 0,2 Mrd. € niedriger ausgefallen als erwartet. 

Etwas höher als erwartet sind die Beiträge in der Arbeitslosenversicherung ausgefallen. 

Ebenso nahmen die Einnahmen aus den Sozialversicherungsbeiträgen deutlich zu, da weiter 

Beschäftigung aufgebaut wird und die Lohnentwicklung kräftig ist. Dies führte dazu, dass 

die gesetzlichen Krankenkassen auch 2014 wieder einen Überschuss erwirt chafteten. 

Für die HETA, die Abbaugesellschaft der Hypo-Alpe-Adria, welche im Herbst 2014 gegrün­

det wurde, wurde von Statistik Austria ein Maastricht-Defizit in Höhe von 3,8 Mrd. oder 

rund 1,2% des BIP ermittelt. Diese Berechnung beruht auf einem von unabhängigen Exper­

tinnen und Experten erstellten Gutachten, welches die Werthal tigkeit der Vermögensbe­

standteile geprüft hat. Zusätzlich waren 2014 für die Hypo-Alpe-Adria 750 Mio. € an Bun­
deszuschuss notwendig. Die Schulden der HETA, die bei der Berechnung des öffentl ichen 

Schuldenstandes zu berücksichtigen sind, betragen per Ende 2014 1 4,3 Mrd. € oder 4,3% des 

B IP; das ist deutlich weniger als ursprünglich erwartet wurde ( 1 7,8 Mrd. €). 

Die gesamtstaatliche Schuldenquote beträgt 84,5% des BIP und ist damit um 2%-Punkte 

niedriger ausgefallen als geplant (86,5% des BIP). Ohne die Schulden der HETA würde die 

Staatsschuldenquote bei 80,2% des BIP liegen. 

Für die Berechnung des strukturellen Defizits sind die Einmalmaßnahmen von Bedeutung. 

Dazu zählen insbesondere die Maastricht-Ausgaben für die Hypo-Alpe-Adria und die HE­

TA. Für die Hypo-Alpe Adria hat der Bund 2014 750 Mio. ausgegeben, das von Statistik 

Austria berechnete Maastricht-Defizit der HETA macht 2014 3,8 Mrd. € aus; in Summe also 

rund 4,5 Mrd. € oder rund 1 ,4% des BIP. Ausgaben für die anderen verstaatlichten oder teil­

verstaatlichten Banken gab es 2014 keine. Die einmaligen Einnahmen aus dem Steuerab­

kommen mit Liechtenstein und der Schweiz betrugen 2014 264 Mio. €, um rund 0,24 Mrd. € 

weniger als ursprünglich erwartet. Schließlich wurde bei der Berechnung des strukturellen 

Defizits 2014 ÖSterreichs Ersparnis bei den EU-Beiträgen (2 3,7 Mio. €) als Einmalmaßnahme 

berücksichtigt. Dieses Ersparnis resultierte aus der euberechnung der EU­

Beitragsgrundlagen der Jahre 1995-2013 als Folge der Um teilung auf das neue ESVG im Jahr 

2014 und den daraus notwendigen achzahlungen einiger Mitgliedstaaten. 
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3.3. Budget 2015 

Der Bundesvoranschlag für 2015 wurde bereits im Mai 2014 gemeinsam mit dem Budget 

2014 im Nationalrat beschlossen und ist auf eine nachhaltige Absenkung des strukturellen 

Defizits und der Schuldenquote au gerichtet. Bei Budgeterstellung war ein gesamtstaaUiches 

Maastricht-Defizit von 1 ,4% geplant. Dabei wurde davon ausgegangen, dass das Maastricht­

Defizit des Bundes nicht höher als 1,5% des BIP sein soll. Die Länder und Gemeinden sollten 

ausgeglichen sein. Die Sozialver icherung sollte einen geringen Überschuss von 0, 1% des BIP 

aufweisen. 

Aufgrund der deutlich ungünstigeren Konjunkturentwicklung ist nunmehr davon auszuge­

hen, dass 2015 das gesamtstaatl iche Maastricht-Defizit höher ausfallen wird als geplant (2,2% 

des BIP). Insbesondere werden konjunkturbedingt höhere arbeitsmarktbedingte Au gaben, 

höhere Zuschüsse zur gesetzlichen Pension ver icherung und geringere Steuereinnahmen 
erwartet. Demgegenüber stehen voraussichtlich niedrigere Zinszahlungen für die Staats­

schuld infolge des stark gesunkenen Zinsniveaus. 

Das strukturelle gesamtstaatl iche Defizit wird unter Zugrundelegung der aktuellen WIFO­

Outputlücke -0,54% des BIP betragen. Die revidierte Einschätzung des trukturellen Budget­

pfads im Vergleich zum Voranschlag ist im Wesentlichen auf eine Revision der PO­

Wach tum prognose zurückzuführen. Bei der Berechnung des strukturellen Defizits werden 

Einmalmaßnahmen für Banken i.H.v. 1,7 Mrd. nicht eingerechnet. Dazu zählt insbe ondere 

die Haftung des Bundes für die achranganleihe der früheren Hypo-Alpe-Adria ( 1  Mrd. E'), 
die 2015 zu zahlen sein wird. 

Die gesamtstaatliche Ver chuldung in Relation zum BIP wird allerding kurzfristig weiter 

auf 86, % de BIP an teigen. Ur ache für diesen Anstieg ist die geplante Ver chmelzung ei­

nes Teils der Verbindlichkeiten der Kommunalkredit Austria AG auf die KA-Finanz AG, die 

tatistisch dem Staatssektor zugerechnet wird. Ur ache für diesen Anstieg ist die heuer 

durchgeführte Umstrukturierung der Kommunal-Kredit Austria AG. Im Rahmen dieser 

Umstrukturierung wurde ein Teil der Kommunal-Kredit Austria AG an eine private Inve to­

rengruppe veräußert. Der andere Teil wird mit der KA-Finanz ver chmolzen. Da die KA­
Finanz statistisch Teil de Staatssektors ist, steigen durch diese Maßnahme stati tisch auch 

die Verbindlichkeiten (d.h. die Schulden) de Staate um 6,3 Mrd. €. 

3.4. Institutionelle Absicherung der Konsolidierung 

Ein wesentlicher Eckpfeiler der Absicherung des unabdingbaren Konsolidierung kurses ist 

die gesetzlich verankerte Schuldenregel (BGBI. I r 30/201 3). Diese Regel verpflichtet den 

Bund, die Länder und die Gemeinden nach einer Übergang frist er tmal im Jahr 201 7 zu im 
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4. Nachhaltigkeit in den öffentlichen Finanzen 

Durch die Finanz- und Wirtschaftskrise sind sowohl die Budgetdefizite als auch die öffentli­

chen Schuldenquoten in den vergangenen Jahren tark angestiegen. Daneben werden künf­

tig auch zunehmend die budgetären Kosten des demografischen Wandels die finanziellen 

Spannungen im öffentlichen Haushalt verstärken. 

Auf EU-Ebene werden alle drei Jahre Langfri tprojektionen alter abhängiger Ausgaben auf 

Basis aktueller Demographieprojektionen erstellt. Ende April/Anfang Mai 2015 wird der ak­

tuelle "Ageing Report 2015" voraussichtUch veröffentlicht'. Die Projektionen basieren auf 

Demographieprojektionen von Eurostat bis 2060 (EUROPOP 2013) und auf harmonisierten 

Annahmen zu Wachstum und Beschäftigung für jeden EU-Mitgliedsstaat und orwegen. 

Während die Ge undheits-, Pflege-, Bildungs- und Arbeitslosenbeihilfenprojektionen für die 

Mitgliedsstaaten von der EK erstellt werden, liefern die Pensionsprojektionen die Mitglied­

staaten anhand ihrer nationalen Modelle selbst. Das BMF hat in Kooperation mit dem Bun­

desministerium für Arbeit, Soziales und Konsumenten chutz (BMASK) sowie der Lande ta­

tistik Oberösterreich die Pensionsprojektionen für Österreich von 2013 bis 2060 erstellt, wo­

für die neuen Ergebnisse nun vorliegen. Dabei wurden die implementierten Pensionsre­

formmaßnahmen aus dem Konsolidierungspaket von 201 2 mitberücksichtigt. Für die Projek­

tionen ab dem Jahr 2014 gilt die " lIo-policy-challge"-Annahme. Die Ergebnisse wurden von 

der EK und den übrigen EU-Mitgliedstaaten überprüft und als plausibel bestätigt. 

Die Demographieprojektionen von Eurostat ergeben für ÖSterreich einen Zuwachs der Ge­

samtbevölkerung von heute etwa 8,5 Mio. auf rund 9,5 Mio. Menschen bis 2060. Aufgrund 

der Baby-Boom-Generation, die in der Projektionsperiode das Pensionsalter erreichen wird 

und durch die steigende Lebenserwartung (Frauen +5 und Männer +6 Jahre auf 89 bzw. 85 

Jahre bis 2060) zeigt sich eine Verdopplung der Altenbelastungsquote (Anzahl der Personen 

die älter als 65 Jahre sind pro 100 Personen zwischen 15-64 Jahren) von 27% heute auf 5 1  % 

2060. Das bedeutet, dass wenn heute noch auf eine +65jährige Person vier Personen im er­

werbsfähigen Alter kommen, sich dieses Verhältnis bis 2060 auf 1 :2 verschärfen wird. Die 

Bevölkerungsgruppe der +65jährigen wird dabei bis 2060 um etwa 80% anwachsen. 

Die Beschäftigungsprojektionen zeigen einen Anstieg der Erwerbsquoten bis 2060, was die 
Effekte der steigenden Erwerbstätigkeit von Frauen und von Älteren im Allgemeinen wie­

derspiegelt. Die gesamte Erwerbsquote (für die Alter kohorte 1 5-64) steigt so um 1,9%­

Punkte von 76,1 %  2013 auf 78% bis 2060 an. Zurückzuführen auf die umgesetzten Pensions­

reformmaßnahmen - welche zuletzt auf die Eindämmung von Frühpensionsmöglichkeiten 

und der Steigerung des effektiven Pensionsantrittsalters abziel ten - ist der größte Anstieg 

der Erwerbsquoten bei den 55-64jährigen zu erkennen, mit einem Anstieg von +21 %-Punkten 

1 http:lkceuropa eYlrrooomy fioancelpubljcatioosleyropean ecgoomy/a&ejo& rewrVindex co btm 
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für Frauen und +5%-Punkten für Männer in dieser Altersgruppe. Die Erwerbsquoten ange­

wandt auf die Demographieprojektionen ergeben so einen Anstieg des Arbeitskräfteange­

bots von heute ca. 4,4 Mio. auf etwa 4,5 Mio. Menschen 2060. 

Betreffend die angenommene Arbeitslosenquote ( 1 5-64jährige) geht man von einem krisen­

bedingt relativ hohen iveau von 5% aus, welches sich sukzessive ab den frühen 2020er Jah­

ren auf 3,8% bis Ende des Projektionshorizonts auf diesem Niveau elnpendelt. Alles in Allem 

wird ein längerer Verbleib in der Pension von +4 Jahren auf knapp 23 Jahre für Männer und 

von +3 Jahren auf rund 25 Jahre für Frauen bis 2060 projiziert. 

Die jährliche durchschnittliche potenzielle BIP-Wachstumsrate liegt über den Projektionsho­

rizont hinweg bei etwa 1,5%. Bis 2040 wird der Arbeitsinput noch leicht positiv zum Wirt­

schaftswachstum beitragen, während sich ab 2045 hier die Wachstumsraten beginnen ins 

egative zu drehen. Das bedeutet, dass die Arbeitsproduktivität die einzige Wirtschafts­

wachstumsquelle ist, die über den gesamten Horizont hinweg positiv zum BlP-Wachstum 

beiträgt. 

Die gesamten öffentlichen PensionsaLlsgabenl steigen von 13,9% des BIP im Jahr 2013 auf 

den Höchststand von 1 4,7% des BIP im Jahr 2037 - aufgrund der Baby-Boom-Generation im 

Ruhestand - und gehen dann wieder leicht auf 14,4% des BW im Jahr 2060 zurück. Davon 

steigen die Ausgaben der gesetzlichen Pensionsversicherung von heute 10,4% des BIP auf 
13,4% des BIP 2060, während der Rückgang der Pensionen von Beamtinnen und Beamten 

von heute 3,5% des BW auf 0,9% des BW 2060 dämpfend wirkt. Die Beiträge zum Pensions­

system verharren dabei stabil bei etwa 8,3% des BIP. Neben dem Hauptszenario durchge­

führte Sensibilitätsanalysen zeigen aber auch, dass beispielsweise eine geringere Nettomigra­

tion eine zusätzl iche budgetäre Belastung von ca. 1 %-Punkt des Br? bis 2060 erzeugen könn­

te, und dass die automatische Anpas ung des gesetzlichen Pensionsantritt alters an die Le­

benserwartung das budgetäre Ergebnis 2060 um etwas mehr als l%-Punkt verbessern könn­

te. 

Für die übrigen Kategorien werden folgende Verläufe in den Hauptszenarien projiziert: 
• Cesundheitsausgaben: von 6,9% des BIP heute auf 8,2% des Brp 2060 (+1,3 PP) 
• Pflegeausgaben: von 1,4% de BIP heute auf 2,6% des BW 2060 (+1,3 PP) 
• Bildungsausgaben: gleichbleibend bei 4,9% des BIP von heute bis 2060 (+/- 0 PP) 
• Arbeitslosenausgaben: von 0,8% des BIP heute auf 0,6% des BIP 2060 (-0,2 PP) 

Zusammengefasst bedeutet dies, dass diese Ausgabenkategorien das Budget heute mit 27,9% 

des BIP belasten, diese Belastung - hauptsächlich demographiebedingt - jedoch um knapp 

3%-Punkte auf 30,8% des BIP bis 2060 ansteigen wird. Lm Ageing Report 20 1 2  wurde noch 

} 
GesetzlIche Pensionsversicherung + Beamte + AU5gleichszuiagenIRehabilitatlonsgeld 
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5. Qualität der öffentlichen Finanzen 

5.1. Verwaltungsreformmaßnahmen 

Eine schlanke, dynami che und starke erwaltung i t notwendig, um das Verwaltungshan­

deln noch bürgerinnen/bürger- und wirtschaftsfreundlicher sowie effizienter zu machen, die 

Qualität der österreichischen Verwaltung zu verbessern und dadurch den Standortvorteil für 

Österreich zu festigen. 

Allfgabel/refonlr IIl/d Deregulienmgskommissiotl 

Dass die Verwaltungsreform ein besonderes Anliegen der ö terreichischen Bundesregierung 

ist, zeigt sich bereits darin, da im Arbeitsprogramm der österreichischen Bunde regierung 

2013-2018 festgeschrieben wurde, eine Aufgaben- und Deregulierungskommi ion (ADK) 

einzusetzen, mit dem Ziel die Aufgaben sowie Prozesse der öffentlichen Verwaltung zu prü­

fen und konkrete Vorschläge zu erarbeiten. 

Es wurden 4 Untergruppen zu den Themen "Bürokratieabbau", "Aufgabenreform", "Wirt­

schaft" und " Förderungen" gebildet. Bis dato wurden der Bundesregierung -l Berichte mit 

Vorschlägen für Reformmaßnahmen sowie ein gesondertes Dokument mit Empfehlungen 
zum Ö terreichischen Förderungswesen, vorgelegt. 

Zu den vorgeschlagenen Maßnahmen zählen bei pielsweise die 0 Stop Lö ung Antraglose 

Familienbeihilfe, die bereits umgesetzt wird. 

Vorgeschlagen werden auch prozedurale Maßnahmen wie die Initiierung eines Aufgaben­

kritikprozesse bei Bund und Ländern, gezielte Entlastungsinitiativen und Entwicklung ei­

ner res ort- und gebiet körpcrschaftsübergreifenden Better Regulation Strategie für Öster­

reich. 

Die Aufgabenreform und Deregulierungskommission plant weitere Maßnahmen zu erarbei­

ten und noch heuer einen Abschlu bericht vorzulegen. In der Folge soll die verwaltung in­

terne Bewertung und Organisation der Umsetzung beginnen. 

Amt der BlllrdesregieTl/tlg 

Im Arbeitsprogramm der österreichischen Bunde regierung wurde festgelegt, ein Amt der 

Bundesregierung zu schaffen, das insbe ondere durch Bündelung und Koordinierung von 

Personal-, IT und Supportaufgaben Effizienz- und Effektivitätssteigerungen ermöglicht. Da­

für wurde eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe eingerichtet, die derzeit überprüft, wie 
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das Projekt "Amt der Bundesregierung" umgesetzt werden könnte. Die notwendigen recht­

lichen Grundlagen sollten laut Arbeitsprogramm der Bundesregierung bis Ende 2015 ge­

schaffen werden. 

Sc/wlrefoml 

Eine Reformgruppe erarbeitete konkrete Vorschläge, wie das Schulsystem künftig besser 

und effizienter sein könnte. Das Expertenpapier wurde Anfang März der Bildungsreform­

gruppe der Bundesregierung präsentiert. Bis zum Sommer soll eine große Bildungsreform 

erarbeitet und spätestens im ovember präsentiert werden. 

eCovemmellt 

Viele Behördenwege lassen sich über moderne E-Government Portale besonders einfach 

elektronisch abwickeln. 

Das Unternehmensserviceportal ist der zentrale One-Stop-Shop der Bundesverwaltung für 

die Wirtschaft und bietet direkten Zugang zu zahlreichen Informationen und Behördenwe­

gen via eGovernment Anwendungen. Beispielsweise beschleunigt die elektronische Über­

mittlung von Rechnungen an die öffentliche Verwaltung über das Unternehmensservicepor­

tal die Prozesse für Unternehmen sowie die Verwaltung um ein Vielfaches. 

Mit der Handy-Signatur stellt die öffent.liche Verwaltung eine umfassende Infrastruktur für 

die elektronische Identität und elektronische Signatur für Bürgerinnen, Bürger und Unter­

nehmen bereit. Diese kann bei mehr als 200 Verfahren über alle Gebietskörperschaften hin­

weg genutzt werden. Da die Handy-Signatur auch im privaten Bereich angewandt werden 

kann, wird hier die größtmögliche Synergie mit der Wirtschaft erreicht. Auch im Bereich der 

elektronischen ZusteUung besteht eine gemeinsame Lösung, die durchgängige digitale Pro­

zesse ermöglicht und somit Verwaltungsvereinfachungen ermöglicht." 

Mithilfe der "Antraglosen Familienbeihilfe" erhalten Familien ab 1 .  Mai 2015 nach der Ge­

burt automatisch die Familienbeihilfe ohne ein weiteres Formular ausfüllen zu müssen. Die 

Daten werden aus dem Zentralen Personenstandsregister elektronisch an die lT-Systeme der 

Finanzverwaltung übermittelt und mit bestehenden ln formationen abgeglichen. Liegen alle 

ln formationen vor, kann die Familienbeihilfe rasch und unkompliziert ausgezahlt werden. 

Cegelljillallz;enlllg der Stellerreform dllrch Verwalhlllgsrefomllltaßllahmell 

Zur Finanzierung der Steuerreform werden unter anderem durch Maßnahmen beim Bund, 

sowie bei den Ländern und Gemeinden 1 , 1  Mrd. f gesamtstaatlich eingespart werden. Diese 

Summe soll durch einen Kostendämpfungspfad der Verwaltung sowie durch sinnvolle Ein-
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sparungen bei den Förderungen erzielt werden. Bereiche wie Forschung und Arbeitsmarkt 

sind ausgenommen. In einem halbjährlichen Monitoringbericht werden die Einhaltung der 

Verwaltungskostenbremse, die Einsparungen im Förderbereich sowie die msetzbarkeit 

und msetzung der Verwaltung reformvorschläge dargestellt  und dem Parlament und der 

Regierung vorgelegt. Geplant ist des Weiteren ein Verwal tungsreformdialog mit den Län­

dern. 

5.2. Verwaltungskosten senken 

Im Arbeitsprogramm der ö terreichischen Bunde regierung 2013-201 ind zahlreiche I eue­

rungen vorgesehen, beispielsweise eine "One in - One out-Regelung", die Einführung eines 

Proze ses zur Reduktion und Vereinfachung von Regelungen und die Einsetzung einer Auf­

gabenreform- und Deregulierungskommission (ADK). 

ÖSterreich setzte 2014 zahlreiche Reformmaßnahmen um, die zu einer deutlichen Reduktion 

der Verwaltungskosten für Unternehmen und Bürgerinnen und Bürger führten. Zu nennen 

sind beispielhaft die Anhebung der Wertgrenze für Kleinbetragsrechnungen oder die Ver­

einfachung der Anhangangaben für den Jahre ab chlu für kleine Unternehmen und Klein­

stunternehmen. 

Seiten der ADK vorgeschlagene - und zum Teil auch schon in Umsetzung befindliche -

Maßnahmen ind etwa die Reduktion der Beauftragten in Unternehmen, Erleichterungen bei 

der Arbeitsaufzeichnung, die verstärkte elektronische Zustellung für Unternehmen, die 

elektronische Gründung, die Frei teilung bestimmter Kleinstanlagen von der Genehmi­

gungspflicht (Entwurf der Genehmigungsfreistellungsverordnung war bis Ende März 201 5  

in Begutachtung) sowie die antraglose Gewährung der Familienbeihilfe für Bürgerinnen und 

Bürger (" o-Stop"-Lösung). 

Darüber hinaus konnten bestehende Initiativen 2014 erfolgreich ausgebaut werden, wie etwa 

die E-Rechnung an die öffentliche Verwaltung, das Unternehmensserviceportal (USP) oder 

da zentrale Gewerbe Informations y tem Austria (GISA). 

Da USP bietet Unternehmen als Information - und Transaktionsportal mit " ingle- ign-on" 

Zugang zu den wichtig ten Verfahren des Bundes. Derzeit können rund 25 Verfahren wie 

zum Bei piel FinanzOnline oder Service der Sozialver icherung mit einer Anmeldung auf­

gerufen werden. Mit der e-Rechnungsfunktion im SP können zudem seit 2014 elektroni­

sche Rechnungen an den Bund und seit 201 5  auch an das Land Oberösterreich, einfach er­

stellt und übermittelt werden - ohne Medienbruch, ohne Papier oder Porto und ohne die 

Gefahr eines Dokumentenverluste . In der in Umsetzung befindlichen Phase 2 des USP liegt 

der Fokus darauf, Meldeprozesse zu optimieren und Mehrfachmeldungen zu vermeiden. 

Die nter tützung im Gründung proze und elektronische Zustellung ind dabei Schwer-
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punkte mit hohem Entlastung potential. Damit leistet das USP auch einen entscheidenden 

Beitrag zur Verwaltungsreform. 

Am 30. März 201 5  ist das neue "Gewerbeinformationssystem Austria" (GISA) in Betrieb ge­

gangen. Die bundeseinheitliche Lösung ersetzt die bisher 14 dezentralen Gewerberegister. 

Durch GISA kann jede Unternehmerin/jeder Unternehmer österreichweit eine elektronische 

Gewerbeanmeldung durchführen. Auch müssen Änderungen beim Namen oder dem Woh­

nort nicht mehr gesondert der Gewerbebehörde gemeldet werden, da diese lnformationen 

automatisch von GISA einem Update unterzogen werden. Das einzelne Unternehmen er­

spart sich dadurch Zeit, Aufwand und Kosten, weil etwa Gewerbeanmeldungen, Standort­

verlegungen und Betriebseröffnungen deutlich einfacher durchgeführt werden können. 

Aktuelle Berichte zu Maßnahmen Öster'reichs im Bereich Verwaltungskosten können auf 

http://www.aufgabenreform.at/ bzw. in der Budgetbeilage "Better Regulation" nachgelesen 

werden. 
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6. Institutionelle Faktoren 

6.1. Österreichischer Stabilitäts pakt 

Die innerstaatliche Hau haltskoordinierung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden wird 

im Österreich ischen Stabi litätspakt (ÖStP) geregelt. Auf Grund der europäischen Entwick· 

lungen im Zusammenhang mit einer verstärkten wirtschaftlichen Governance der EU· 

Mitgliedstaaten ("Sixpack", "Twopack" und "Fiskalpakt") ergab sich bereits 201 2  die ot· 

wendigkeit, Anpa sungen an die EU-rechtlichen Vorgaben vorzunehmen. 

Die derzeit gültige Vereinbarung ist mit 1 .  Jänner 201 2  in Kraft getreten und auf unbefristete 

Zeit abge chlo sen. Sie hat ein System mehrfacher Fi kalregeln eingeführt, welche die Errei­

chung eines strukturell ausgeglichenen Haushaltes für ganz ÖSterreich ab 201 7  sicherstellt. 

Die Vereinbarung umfasst folgende Schwerpunkte: 
• Eine Regel über das jeweils zuläs ige Maastricht-Defizit bis zum Jahr 2016. Eine Regel 

über einen strukturell ausgeglichenen gesamtstaatlichen Haushalt ("Schuldenbrem­

se") spätesten ab dem Jahr 20 1 7, wobei der strukturell ausgeglichene Haushalt mit 

einem strukturellen ge amtstaatl ichen Defizit von höchstens 0,45% des BIP definiert 

wird 
• Eine Regel über das jeweils zulässige Ausgabenwachstum (Ausgabenbremse) 
• Eine Regel über die Rückführung des jeweiligen öffentlichen Schuldenstandes nach 

ESVG (Schuldenquotenanpassung) 
• Eine Regel über Haftungsobergrenzen 
• Regeln zu Verbesserung der Koordination der Haushaltsführung zwischen Bund, 

Länder und Gemeinden, zur mittelfri tigen Haushaltsplanung, zur gegenseitigen In­

formation und zur Transparenz 

Diese Fi kal regeln werden durch angemessene Sanktion be timmungen abge ichert. 

In ihrem Arbeitsprogramm für die Jahre 2013·2018 hat sich die Bundesregierung vorge­

nommen, den ÖStP mit Wirksamkeit ab 2014 an den Konsolidierungspfad laut Koalitionsab­

kommen anzupassen. 

6.2. Mittelfristige Haushaltsplanung 

Das Bundes-Verfassungsgesetz und das Bundeshaushaltsgesetz sehen eine meh�ährige und 

verbindliche Budgetplanung des Bundes über das BFRG und den Strategiebericht vor. Das 

BFRG legt Ausgabenobergrenzen für die folgenden vier Jahre für fünf "Rubriken", die den 

wichtigsten Auszahlungen des Bunde entsprechen, verbindlich fest. Der Strategiebericht 
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enthält politi che Absichtserklärungen und Erläuterungen, u.a. bezüglich der Einzahlungen. 

Die Bundesregierung hat den Entwurf des BFRG bis pätestens 30. April eines Jahres vorzu­

legen. Diese Terminsetzung i t mit den für das Stabilitätsprogramm geltenden EU­

Regelungen konsistent. 

6.3. Stellung des Stabilitätsprogramms 

Im Rahmen des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes wird jährlich eine Fort­

schreibung de ÖSterreichischen Stabilitätsprogramm vorgelegt. Dieses Programm ist zent­

raler Bestandteil des Europäischen Semesters und wird gemäß ÖStP von der Bunde regie­

rung unter Bedachtnahme auf die innerstaatliche Hau haltskoordinierung beschlossen. Das 

Stabilitätsprogramm ist gleichzeitig die mittelfristige Finanzplanung gemäß Art. 4(1 )  der VO 

473/2013.  Zusammen mit dem RP wird das Stabilität programm an den Rat der Europäi­

schen Union, an die EK sowie an den ationalrat und die Finanzau gleichs- und Sozialpart­

ner übermittelt. 

Der Bericht des Bunde mini ters für Finanzen über die Fortschreibung des ÖSterreichischen 

Stabilitätsprogramms für die Jahre 2013 bis 2018 wurde am 29. April 2014 dem ationalrat 

zur geschäft ordnungsmäßigen Behandlung vorgelegt und vom Budgetausschuss des Nati­

onalrates in öffentlicher Sitzung am . Mai 2014 in Verhandlung genommen und gemäß § 

28b Geschäftsordnungsgesetz (GOG- R) enderledigt. 

6.4. Evaluierung der Haushaltsrechtsreform 

Ln Entsprechung des Arbeitsprogramms der österreichischen Bundesregierung 2013-201 hat 

da BMF am 5. Februar 2015 den Bericht zur Evaluierung der Haushaltsrechtsreform, die in 

zwei Etappen 2009 und 201 3  in Kraft getreten ist, dem ationalrat vorgelegt und veröffent­

licht. Dabei wurden die im Regierungsprogramm angesprochenen Themen der Rücklagen, 

des Verwaltung aufwandes für Berichte und der Integration de europäi chen Semester in 

den derzeitigen Budgetzyklu behandelt. 

Die Erfahrungen nach knapp zwei Jahren der Anwendung des neuen Haushaltsrechts zei­

gen, dass mit der Haushaltsrechtsreform auf Bundesebene ein wichtiger Grundstein für eine 

modeme Budgetsteuerung gelegt wurde, dieser Reformprozess aber noch nicht abge chIos­

sen ist und insbesondere noch immer großer Schulungsbedarf besteht. Bei den Rücklagen 

wird eine stärkere Berücksichtigung bereits bei der Festlegung der Auszahlungsobergrenzen 

sowie im jährlichen Bunde finanzgesetz vorge chlagen. Bei den Berichten soll der Verwal­

tungsaufwand u.a. durch eine Abstufung der wirkungsorientierten Folgenabschätzung re­

duziert werden und der Budgetprozes könnte stärker an den zeitlichen Ablauf des Europäi-
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7. Tabellarischer Anhang 

Tabelle 1: Grundannahmen 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 

MJrzfrl'iohß\-"f ZlI\MoItz Ooahresdun:hschnln) 0.2 0.1 0.1 0.1 0.1 0.1 

l..angfnstlg.?f ZlnHdtz 0 oAhresdurchschrun) 1.5 0.5 0.5 05 0.5 0.' 

t.:�D f Wech.wIkuß (J.th.resdu.rch5duun, 1.3 1.2 1.2 1.1 1,2 1.2 

'omuw.let" eftel.;.b� er Wrc:hselkurs 1.2 -2.2 0.0 -0.3 -0,2 -0.3 

Re;aJo. B IP·W�tum (Welt�U Et.:) ],S " " 4,1 4 I 4 I 

Red ... ." D IP-Wachstum (El.:) 1,4 1.5 1,7 1.9 2,1 2.2 

Wachstum der relt.--vanten &terTe1dw!cht.-n Exportm.rl..tc ],0 1.,; 4.0 

Importvolumm (Welt exli EL') 

ErOOIpm.s (8nmt, t.:SO''Barrel) 99 70 SO SS 9] 97 

r. ..... _ .... 1t ........ p.I-.._ ......... 
QuoIIIr VI!Pll 

Tabelle 2: Makroökonomische Entwicklung 

2014 201 .. 201S 2016 MI1 2018 2019 

ESVG KI..,.sifik.tion ln M,rd. f 
Vrrlnderuns ses. 

VJ ln -.  

I RltaJtos BIP BI-Pi Jtr.b 0.] 0.' 1.4 1.5 1.:- I.' 

2. PotftuWoutpul 1.0 0,_ 1.0 1,1 1.2 U 

J 'ol'rune� BIP 8 1 ·g 329.0 �O 1.' ] 1  ],2 3,3 ]., 

Bestandleilr du rulen BIP 

� Pnvak"r Jo,;onsum P] 101.0 0.1 0.4 1 4  1.4 I.J U 

5. Ötfft1t� Jo.t:,nsum P3 61.0 0.' 1.1 0.1 1.3 1.1 1.2 

b Bl'Utt�S'l"'\l!SlInonen P.Slg bi 'i 0.' 1.0 2.0 1,0 �O 1.1 
7. VOfTolO\ n-..,.Jm,u1gm und 'd1OZugM"t(li;J(\ 
\\ft'tWI:.'hrn (NlmU"lt'Il ., ,, des BIP, 

P S2 ·  P5J 0.5 0 .• 0.8 0.8 0._ 0,' 

8. E),� (Cu� und o...."I'\SlWetslungenl P 6  165.7 1.' 2.0 3,1 3.4 3,7 " 

9 Im�(Cuti'tund Dlmst�gen) P 7  153.1 2,4 2,3 ],7 3.5 3.4 3,' 

Wach51umsb«itrJSIt zum realen 81P 

10 I nl.IndtKtw EndNchmIgr 0,] 0.7 1.3 " " 1.4 

11 VOITillS\n-.ndi>runl9-""'I r52 · P 5J 0.4 ". 1 0.2 0.0 0. 1 0.0 

12 AufWnbellRg 8 1 1 ".4 ".1 -0.1 0.1 0,] 05 
_ ....... - "'-- .. _ a...u 

r.�_ ..... __ • --....... 
()ooöor! ...., IT ... T '" 1ft) 
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Tabelle 3: Preise und Deflatoren 

lON 1015 2016 2017 2018 2019 

Vnilndcrung gcg. 

VJ ln a. 

I BIP Dd1ator 1.7 l A  1,1 1.:- l.b "b 

:2 Defl.ltor Pn\-.ret'" Konsum . .. l A 2,0 . .. 1.7 " 

) VPI 1,:- 13 ... I,' 1,7 .. 8 

.. 0rdJ.u0r cJtt...nthdwr Konsum l.J " l,b . .. ... ..' 

S. [)refUlor In\irstll1onnl l.J .. 0 U. 1,8 l,b 1.' 

b. DefLJlor E\porh' (Guwr und Otenst�gnt) 0.5 .0,2 1.1  l.b 1.1 0,' 

7. [)efbtor Imponr (Gut.!r und D..nstlelStungm) .0.5 .0.5 L' 1,0 l.J 1,1 

Io lt.. _ _  �_ ........ 
� ... q .. f "' �} 

Tabelle 4: Arbeitsmarkt 

201" 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

ESVG K�.iAk.lion I'\ivc.u 
VrrSnderung ges. 

VJ Ln -. 

I Al.b\ ft'\oo�l.Jt:llo"" Prf"klrWn 3 l\8tI 329 0,' 0,. 0)1 0,' Ll U 

2 � Arb.?1ts6tuno.Wn (11'1 \ho·1 7 031,9 O,b 0,' OS 0,' OA 0.' 

J A��UOb! lt Ewut.ll 'i.0 S.l '.3 '.3 5,2 ",I 

.. Atbelr.sproduL.bVILIt pro Albv t'� Penon ;-q IJ7}1 .0.5 .0,1 0,. 0,. O,b 0.7 

5. ArbeoItsprodu}.bVIWI pro gt'litotSlli.'W Arbe1� .0.7 .o,J 0,1 0,' 1.2 l.J L5 

o Arbt'1tnehml"f'l"fltgelt (m 'ho E) 0 1  1� �3,2 2,b 2.2 1,8 J.2 J,' J .• 

7. A�tnehmm.ontgt>lt pro ,,"IIV rf'wl"rbst.lt!.gr Prnon -40 S:n,7 1,8 ... 2,0 1,2 D 2.4 

.. .... _ . "' -...-....-- ........ 
....- _ a  ""',n ",,,,r """', 

Tabel le 5: Sektorkonten 

20t" 2015 2016 2017 2018 2019 

ESVG Klusifik .. tton ln ·. dH BIP 

""''''''t;ib''""'' 8 '  u " LO 

'�to\.�ulJungd.!s pt'1\.trn Selo.tor.;; 8 , J,8 3.. 2.0 

3 ... etto .. rnmu.kiung des Stwte5 8 '  -". ·:U -1.6 -l.J -<l,9 ..0. 'i 

" Sull.� Ottfl"� 0.1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Iio � ""'  •... _.'_ ... __ .... 
� 1Nt 'll"I ""If\) 

38 

III-168 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 41 von 50

www.parlament.gv.at



Tabelle 6: Budgetäre Ziele 

:roH 201S 2016 2011 2018 2019 

ESVG Klusifik .. tion in '" de, 81P 

Neuo�r"dlt .. ufn .. hme n .. eh SUbRklofl'n 

1 Ötimlbcher Seldor �1 5 13 ·H ·1..2 "b J3 .... ",5 

:! B undessri.J:or 5 1 ) 1 1  -2.5 ·tJ -I.A -1,5 -1.1 ",7 

J �r (ohrw "nen) S 1312 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

" Gmw1ndm (mit \\.m) 5 1313 0,0 0,0 0.0 0,0 0,0 0,0 

� Sor ... hrmdwrungstr.r 5 1)14 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

6 T.ab.Idilich grlnstl-tC' ZlI'lSLlAhiun9"'" O < t  2.' 2.J 2.2 2,0 ... 1.' 

7 Prvn .. � 0,0 0,1 0,5 0,7 1,0 I,' 

• Eanm.dmaBnahnwn -1.2 ",5 .0.2 ",I ",I ",I 

• Neolle BIP·\\oKhstum 0.3 O.� H .. ' U' 1.' 

10. Pownz�WlIChstum 1.0 0,' .. 0 1.1  u 1.3 

1 1  �tpul� .L5 -I.q .\.6 .1.1 ",b 0,0 

12 Z � J..b;:h,r 8 udgct.Io.om p.lIWrIt.!' ",' -1.1 .. ,. ",b ".3 0,0 

13 Z�J.b:h��r8�1do .1.5 ·1.0 4J,7 ",b ",b ".5 

I "  Iv1Jl!Ch � p� 0,_ 1.2 .. , I' 1.3 1.3 

1 5  Strulru�Drr 8ud� ".3 ..(l,5 ",5 -0,5 ".5 .. " 

.. �-- ............--.......... 
\,)MI!.> _ ,"AI �Kl 

Tabelle 7: Entwicklung der öffentlichen Schulden 

2014 2015 2016 2017 2018 20\9 

ESVG KI,nsifik.lion In a. de, 81P 

I Brunm.n"JChuldung (ee..m�I) . ., .. ' 85,7 "" 82,.2 79,7 

2 V«anderung �r SchukJenquocl' (11"1 ,) ',5 1.7 -1.3 1.- ·1.3 -3,0 

BeitrJ&" �ur V .. tJnde rung der Sc:huldenquole 

3. Pnmolr;Wdo 0.0 0,1 0,5 0.7 1.0 H 

• T m.Khbch �let5tm ZIl"lSZ�ungm O < t  2.' 1.3 2.2 1.0 1.- .. -

lIj $tod-flow Adjusbnn11 2." 1.7 ",1 ".1 -0.2 ",1 

p m  IfrIpbzl� VrnlNUngdt-r �tsKhuJd 2." 1,b 1.5 " 1.3 1.3 
.. ...",_ *" 11 . .'e-_ .. ...... 
� _ '""' . ..... , 
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Tabelle 8: Eventualverbindlich.keiten 

2013 2014 2015 

in 0(0 des BI:P 

Staatliche Garantien 

davon Bund!) 

davon lm Zusammenhang mit dem Fimmz.sekto(!l 

davon Länder und Gemeinden 

d •. won im Zusammenhang mit dem Finanzsekto';J 

l j G.unl1al "Ir &porl�ohlW Doppeb..ihlunSdft Ftnlnl.Io"I'Unpgoar.nndl 
OIne li.Jnu0S"'" fuf dIll EFSf, d. dut I:fSf-Xhul\Jom luld� s.:huld,",quol:"durri1gn«hnri ""o:"fdm 

34,8 28,0 

16,0 13.7 

1,4 0.' 

18,8 14.4 

14,0 9.7 

c..m fSVC 2QIO ... "d"",dlO! l.gkun� furSd'lIG. 08Dgrm BFG_lO' )�'" Ikr OB8 1nfruirukiur AG und 088 Pntonftlyrrl..dl.r AG 11""1' I!.uronm;aG d<'11\ Sd.cor Senl 
ZUSi"«hn.Ot und wrrd.." h....r, IW..-lj V�rn ... duTiIt ,,_ D>ppo:hahlun!lft\. nICht mlll'lnbftd""" 

� p,.�eort" �uI'wn ubtorwwpnd IW �t.u�t1Khm ""Im resuh_md 11&1 dft p,Quntuditon mtwldJunSIn drr HUIOI'" und g.rn.,... ... on kiftn\. dl�ü",chrn 
p .. hl""'� Entnfwldun5S' '1.1. 
21Qhrur l:bppduhlungdrr t"'flUf1� NT d� M rINru: AC und HETA. 
& !..OO.nm 11m Rundunp,lJi'inftll.m ft,vbc'n 

Qu..lw,n 8Mf, STAT. WIFO 

Tabelle 9: Budgetäre Entwicklungen ("No-pol iey ehange"-Annahme) 

2014 2015 2016 1011 2018 

25,0 

1 2.5 

0,4 

12.5 

8,1 

2019 

ES VG Kt.� fik. tion in •• deli HIP 

ÖUenlJlmet Seklor i.nsgrwmt 

I c.e:samteann.thmen TR 49,9 49,9 49,9 50,1 50.2 50.2 

• •  ProduktJons.. und Import<lb�ben 0 2  1-1,4 1-1,5 1-1,-1 14,4 1 -1,3 1 -1,2 

• 2 EmJr.ommens- Wld Venn�ll-uem OS 13,7 13,8 13,9 14,1 1 01,3 1 -1,5 

1.3 Vermögt'nstTan5rel'5 0.91 0,2 0.2 0.2 0,2 0,2 0,2 

1 .4. Sozwlbeirrägt! 0.61 15,4 15,5 15,5 15,$ 15,5 1 5,5 

1.5. Vrnnägensemkommen O '  '. ' 1.0 1,0 1,0 0.' 0,' 

1.6. Sor\stlge 5.0 5.0 4,1} ••• ... • •• 

p m  Steuerbelasrung 

2. Ct-s.ltnldu.sgaben TE 52.3 52,1 51.3 51,0 50 50.' 

2.' Arbetmehmt"renlgelt 01 10,6 10,7 10,6 10,6 10,5 10,5 

2.2 Inl�i'di.ärvt"J"brauch P 2  6,5 6.5 6.5 6,' 6.' 6.3 

2.3 Sozialletsrungen D.62. 0.632 23,3 23,S 23.S 23.' 24,0 2"&,0 

daron. Ausgaben für Arb'-'IIsJos.enWlICr5tützung 

2.4. T atsachlich geleisle� ZUl$Zahlun8'-'" 0.41 2A 2.3 2.2 2.0 1.9 1.9 

25. $ubvenhonen 0.3 1,5 1,5 . .. l A  ' .4 1,3 

2.6. 8NltoanLlgeinvt'S1l1il:rlen P.51g 2.9 2.9 2.8 2.8 2.8 2.7 

2.7 Verm�transfen O '  2.0 1.3 O.S 0.8 0.8 0.7 

2.8 Sonsbge 3,2 3.3 3,2 3,1 3.0 2." 

m � ..m lt-.lunpd"'_""'" 
� _ S1Ar ..... 1PO 
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Tabelle 10: B udgetäre Entwicklungen 

"''' 201.5 2016 2017 2018 2019 

ESVG KU5IJIAk . .Ill on in -. d�!I BIP 

Off�ntlid,,!r S�kto, insgewmt 

I Gew:rnteu\Nhmm TR "Q,9 .. q,q 49,S 49.5 .. 9..4 "9.4 

I I Produlr..oons- und ImpoNb� 0 2  ' " 1-4 � IV\ '" 1",7 14.5 

t 2. E.ru..omnwrw- und \nmugmSlt�m 0 5  13.; 13.8 13.0 13.\ 13.3 I H  

I J \'r� 0 9 1  0.2 0.2 0.2 0.2 0.2 0.2 

I "  5oz�tr�'Y 0 6 1  J!liA 1",5 l 'i.b 15.5 15.5 15," 

I 5. \'e�m«I 0 '  1.1 1.0 1.0 0.9 0.9 0.9 

1 6  Sonsbg.t 5.0 5.0 ',9 •. 9 ... ',8 

p m  Steuerbt'LastunK .0,1 43.3 42,9 42,9 .0.0 43,0 

2,Coeown� TE 52.J 52.1 ;\.2 SO,; SO,, .. 9.9 

2 1 ArbrI�Il'?'1I 0 1  10,6 10.7 105 10A 10,4 10.3 

2 2 1n�'Ml� . 2  6.5 6.5 ... 6.J 6.3 6.2 

2.) SozW\et§� O b2. 0 632 B.l 23.8 23.8 23,9 2J.8 23,8 

J.� A� fw Arbe!�unl"'"tut2ung ... . .. 1.6 . .. .. 6 1.5 

2: .. T .. ts.lchbch �nW1f' Zlr6lahlu� 0 "  2.' l.J 2.2 2.0 . .  9 .. 9 

2 5. Subnmbonen D J  .. 5 .. , ... 1.3 I.J I.J 

2.6 BNtkWlnygt'\O\-ntltJonn'l P SI" 2,9 2,9 2,9 2,8 2,8 U 

2.7 VennOgmsc� 0 9  2,0 I,J 0,8 0,8 0,9 0,8 

2.8 Sonstlglt J,2 J.J J.2 J.I J.O 2.9 

" � Mdo  __ ......--_ .. __ 
l,)oooIw. _ 'JTAr"'.u 

Tabelle 1 1 :  Von der Ausgaberuegel ausgenommene Ausgaben 

2014 "'' '  2015 2016 2017 2018 "'19 

in Mrd. ( In -. des DIP 

1 Ausgaben rur U�Mnme, \lolhl.tndtg 
1,-

� durc:h EII'\Nhrnm lJU5 Fonds def L,;ruon 
DA 0.4 0.4 DA 0,4 0.' 

2: Zylo.b5c:he Auspbm tuf Arbrltslawnun�tut2ung 
" 

r'o-pohcy c:Nn�-·A.nnMtnwl 
" I .• ... I .• ... 1.5 

), E�� \·on�rm. �b� 
0.0 0.0 0,0 .o.- .oS .o., .o.4 \1.aBrwhmftl 

.. �bdw EUV\olhfT'IeYrhIJh� 0,0 0,0 0.0 0.0 0.0 0,0 0,0 

."""-- , • .. -..... ... ..... 
', .................... ... _ ... ... .... _� !ll"' ''. to.J I _....,. ... � ... ' ... ''' .. ... __ ....... 
� __ STAT. "'--.l 
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Tabelle 12: Abweichung von der SP-Fortschreibung vom April 2014 

201" 2015 2016 2011 2018 201 9 

ESVC ....... w61ution in -. duBIP 

• ud""""" • •  

sr Apnl 201" "2.7 ·J ,4 -<l,:" -0 .• -<l5 

sr Apnl201� ·2,4 -2,2 ·1.0 -1.3 -0 .• -0.5 

U"knt"Jlltd O J  4JJ:j -0.' -0 '  �L, 

Strukturriloor Budgrtwldo • •  

sr Apn1 201 .. ·1.0 -0.' -(l.4 -0 .• -O.J 

sr Apnl 2015 -0.3 -0.5 .{)5 -(l,S .(),.'i -0.' 

U"'t�'lItd 0 '  O '  -0 1  -0 1  -0 ,  

8Nlto\'��uldung l<:.ewmbUoltl 

<;;p Apnl 2014 ;'V,2 77.b 75.b ::H 71.5 

SI' A pnI 20 1 5  "15 86.8 tI�.7 ." 82,2 79.7 

lnll"Nd111.'\.1 '.3 '.3 10.1 10,; 10.7 
� -- ........ l ..... ........ 
"'""'" - I"' ''' , 

Tabelle 13: Wi rtschaftswachstum und öffentliche Haushalte in drei Szenarien 

201 .. 1015 2016 2011 201. 2019 

8ui� S��n .. rio 

Hlr ol1muwll ., 'ird. € 12�.O 335.3 J.45.1i 357,0 368.' �1.b 

HIP, n";al \"nanderung In "  0_3 0.5 " 15 1.7 1.' 

8ud� ... .. des BIP -2.4 ·2,2 I .  1.3 -0.' -0.5 

s..-hul.kn..j� U'I "  dr5 BIP 84.5 86.8 85.7 84 1 82.2 1'9,7 

Sun,ulo I 

IW', numU'lt'D. In 'Iru. € 129,0 337,0 ;WU J62.J 3760,1 391.1 

BIP, n-;tI. \t'r.anderung In '" 0.3 1.0 1.' 2.0 2.2 2.' 

Budpm.illo 111 des BIP -2.' -1.q 1.3 1.0 -0,7 -0.2 

Schu�uott' sn .. Jr5 BIP 84 ' 86.1 "13 82.0 19.5 ib.5 

5un .. rio 2 

BIP. nornllWD, In \-Itd. { 329.0 m.7 J.ll ... 351.7 361.60 372.3 

BIP, re .. l \t'nndt>n.ing In '\, 0.3 0.0 0_' 1.0 1.2 ... 

8ud� lJl ' de BIP -2,4 -2.5 -1.9 -1,6 -1.2 -0_8 

SchukJl."nqUOh' In '  des DIP 84.5 87,5 87.' 86_' 84.8 83.0 

& 1o.If,  ... ... " II  ......... IIO<i_ ............. 
� lIMt 'Tllf "'Ik' 

11 A� .-om ,Ulln.InlU � �no .oUrn dir "_1r\.� ''''.wr .ltfTNhY'l'T SaNI'WI'I .IoIf dm 8r.odgottwldo IIOwlr .1II dir �uow untfT-
tudlll .. ndm- Im �.n{I ...... t\"nI 5.r:rNTIIIl ... an1 tut 3)15 � dir FoI�"n "khlt�q (".ct.tumN\lC�"" um rul O."''''-P\anlt.1t' �ubFr Ikm � 
NM '1'Ifij'""''"'tTW1'l 
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Tabelle 14: Langfristprojektionen der EK und des WPA 

21l1S 

GdMnee �KlII:I' AlIIf;iIbm 21." 

r� �l f nlil 

�undhtoIts;Iu.�� (uhnr Alten�1 7.0 

AI� .. u..� " 

. ...........- " 

A� tuf A�.,tV..� 0.' 

1I�.lW" ,...wubdwn r�'i� J .. , 

A"n.hm�" 

R� BIP \-."..-t.twn (\'""� dn PulrnbMl.� '" '\,1 I 1.8 

A�IUt I\'ft'"� " "' 1 1  0.' 

r �uuw ... t..wwwr tim Altff I �. I 7i -4  

E�F� IIm Alllrf ls-.ö4l · ... , 

E�\IIltIr �llun A--.. Is-Ml' :'3,0 

Artwt�"'* ( I  �1.m"f9l" rw.;h EL-{NfirutlOn) , '.7 

p� b5· ,oIfvto.., "" dl>r E�� 8�'0lM-Nn8 I� , 27.::-
111 ... _ _ _ _  .. :"'�,,�_ -.... � 1III1'-
', .... _ .... ... .ltJ ......... _____ ............. .. n. ... 1.1 ........ .. \_01'_ .. .......... , _ _  ........... __ .... _ 
1, ---. _- _--
1 1  ... _ ...... ... ... ""�"_u_ar.1 
" 1_ .... __ ... ' .... 1"" __ ......-._ ........... . Ilt 
.. __ .. --...-. ....... .... 
� ....... .... ... , ,,'.u ,ur ... ,,,, 

Tabelle 15: Funktionelle Gliederung der öffentlichen Ausgaben 

COFQG.-KLusdik.lion 

I ,.\Usnn-w ulk"ntb.:hr \'�8 

:2 \m�agu� 

3 fenlbdw Ordnung und SICherheit 3 

.. h 1It:KNft1a..� An�1rgmtw11m • 

"i Lm"..y!bo,.-+wu 5 

b \\ohn�"..� und Ir.om.mun.W� , 

':" �tI� 7 

" FrnztollrwHuns. '>port. "-uJtur Wld RtobSJO" 8 

q 811dungs-� • 

10 5o:tw"� 10 

1 1 c...m ............ TE 

�� .... ......... ..-..- ...... 

�\T"'T 

Tabelle 16: Länderspezifische Empfehlungen (CSR) 

Siehe " ationales Reformprogramm - ÖSterreich", April 2015 

"". 

2a 

IJ.IjI 

7.2 

U 

" 

0,7 

.. 

t.9 

1.1 

nu 

... 

71' 

" 

,., 

20>0 """ 2'''' 2060 

In·. dft IIP 

"' I  10.1 10.' >0.' 

I" I·n I" I" 

',b ;!� '.2 82 

' "  �I B 2 7  

" .. .. .. 

0 .• 0.6 0 .• 0.' 

• " " '.3 

I.� I.b U U 

" " 1.' 1.' 

':"7 2- ;;.5 77,0 ';'7. I 

-:"1.] :1.1 72:- 7:!.S 

;. 2 7'.1 ;" .. ..  :-�.O 

:u l' 1.8 3.8 

)1,Q .. . "' . "'., 

2011 2012 201l 201< 

in •• d�1 11' 

: .. 7.2 '.2 '.' 

O.b O.b O.b 0.' 

1,3 1,3 u I.J 

0.1 02 5.' :,1 

0.5 0.5 0.5 0.5 

0.' 0.' 0.' 0.' 

i,1I 7,� 7.' 7.' 

0.' 0.' 0.' 0.' 

'.0 IIIi.O 1IIi.0 IIIi.O 

"'. 21.0 21.. 21,:-

"' .. ...... �l.'I 1lli1.3 
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Tabelle 17: Ziele der EU-Strategie für Wachstum und Beschäftigung 

Siehe " ationales Reformprogramm - ÖSterreich", April 201 5  
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QuellenILinks 

Arbeitsmarktservice ÖSterreich (AMS) 

http://www.olms.at/ 

Bundeskanzleramt (BKA) 

http://www.bundeslr..anzleraml.at/ 

Bundesmini terium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (BMASK) 

http:J I�'WW ..soZlol Imlfllstenu m.a t/ 

Bundesministerium für Finanzen (BMF) 

https:/IW\\"W_bmf.gv,..1tJ 

Bundesmini terium für Wissen chaft, Forschung und Wirtschaft (BMWFW) 

http://www.bmwfw.gv atl 

Europäische Kommi sion, Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen 

http://ec.europa euJeconomy3inanceJindex_de,htm 

EU Economic Governance 

http://ec.europa.euJeconomy_finance/economic-80vemance/index_en.htm 

Stabilitäts- und Wachstumspakt 

http://ec.europa.euJeconomy _financeleconomic-sovemance/s8P/inde ... _en.htm 

Eurostat 

http://ec.euTOpa.euJeurostat 

Fiskalrat 

httpJlwww.fiskalratat/ 

Institut für Höhere Studien ( r HS) 

h ttpllwv.-v.' ,ths.ac.atJvienna/ 

Macrobond 

http://www.macrobondfinancial.romJ 

ÖSterreichische Bundesfinanzierungsagentur (OeBFA) 

http://wwv.'.oebfa.co.at/ 

ÖSterreichische Finanzmarktauf icht (FMA) 

httpsJ/wwwJmo.gv .. tI 

ÖSterreichische ationalbank (OeNB) 

httpJlwww.oenb.at/ 
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Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO) 

http://www.wifa.at! 

Österreichisches Parlament 

http://www.parlament.gv.at/PD/HP/show.psp 

Österreichischer Rechnungshof (RH) 

http://www.rechnungshof.gv.at/ 

Statistik Austria (ST A T) 

hup:/Iw\VW . .statistik.a t/ 
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